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Gedenkstätten und Bundeswehr  
von den 1950er Jahren bis zur Gegenwart 
Bestandsaufnahme und Perspektiven
E I N  P R O B E L M A U F R I S S

Oliver von Wrochem 
 
Das Verhältnis von Gedenkstätten, die an NS-Unrecht erinnern, und der Bundeswehr 
ist weitgehend unerforscht, obschon die Bundeswehr in den meisten dieser Gedenk-
stätten die zweitgrößte institutionelle Besuchergruppe (nach den Schulklassen) stellt. Ich 
möchte nachfolgend Grundzüge dieses Verhältnisses skizzieren, ausgehend von einer 
Tagung, die im Herbst 2007 in Hamburg stattfand und bei Gedenkstätten, Bundes wehr 
und Medien auf Zuspruch, aber auch Widerstände gestoßen ist. Zuerst sollen die Ent-
stehungsgeschichte des Projekts und die bisherige Zusammenarbeit zwischen Gedenk-
stätten zum Nationalsozialismus und Ausbildungsstätten der Bundeswehr in den Blick 
genommen werden. Vor dem Hintergrund der Tagungsdiskussion möchte ich zweitens 
geschichtspolitische und erinnerungskulturelle Aspekte des Feldes »Gedenkstätten und 
Bundeswehr« vorstellen, den Sinn besucherorientierter Ansätze reflektieren, gesell-
schaftspolitische Kontexte von Gedenkstättenbesuchen beleuchten und das Handeln von 
Gedenkstätten wie Bundeswehr als geschichtspolitische Akteure in Deutschland bewer-
ten. Dabei gehe ich auf aktuelle Konflikte ein, die daraus resultieren, dass Gedächtnisorte, 
die an NS-Opfer erinnern, und die Bundeswehr als deutsche Armee in verschiedenen 
Traditionen wurzeln, unterschiedliche Entwicklungsphasen durchlaufen haben, und als 
gesellschaftliche Institutionen Anforderungen erfüllen sollen, die zumindest in Teilen 
in einem Spannungsverhältnis zueinander stehen. Von diesem Spannungsverhältnis 
ausgehend sollen drittens problematische Aspekte der gegenwärtigen Erinnerungskultur 
und Gedenkpolitik in Deutschland und die sich aus dem geschichtspolitischen Wandel 
ergebenden Herausforderungen für die Gedächtnisorte an den Nationalsozialismus 
dargelegt werden sowie viertens Schlüsse gezogen werden für die Arbeit von Gedenk-
stätten mit soldatischen wie nichtsoldatischen Besuchern.

I ■  Im Herbst 2005 traten der inzwischen verstorbene Leiter des Studienzentrums der 
KZ-Gedenkstätte Neuengamme, Jens Michelsen, und Katharina Hoffmann von der Uni-
versität Oldenburg an mich heran mit der Bitte, ihnen im Auftrag Neuengammes Kon-
takte zu Bundeswehrstellen zu vermitteln, um Referenten für eine Tagung zu gewinnen. 
Hintergrund dieser Anfrage war, dass ich seit 1998 wiederholt für die KZ-Gedenkstätte 
Neuengamme gearbeitet habe und nach Abschluss meiner Promotion in Geschichte 
seit April 2005 als wissenschaftlicher Mitarbeiter an der Fakultät für Geistes- und 
Sozialwissen schaft der Helmut-Schmidt-Universität der Bundeswehr (HSU) in Ham-
burg beschäftigt bin. Anlass der Anfrage bildete die von Katharina Hoffmann betreute 
Planung für eine Dokumentationsstätte in Bremen-Farge, wo KZ-Häftlinge, Zwangs-
arbeiter und Kriegsgefangene zum Bau des U-Boot-Bunkers »Valentin« gezwungen 
worden waren.1 Das Gelände ist (zu etwa 40%), wie andere ehemalige Konzentrations-, 
Kriegsgefangenen- und Zwangsarbeiterlager, eine Liegenschaft der Bundeswehr. Ein 
Teil des Bunkers wird von der Bundeswehr bis 2010 genutzt, die Nutzung von früherem 
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Lagergelände als Truppenübungsplatz bleibt über 2010 hinaus bestehen. Seit längerem 
sind örtliche Bundeswehrstellen sowie aktive und pensionierte Soldaten in Koopera-
tion mit örtlichen Initiativen an den Überlegungen zur Nachnutzung des Geländes als 
Gedenk ort beteiligt. Auch an anderen Stätten ehemaligen NS-Unrechts ist die Bun-
deswehr stationiert und engagiert sich teilweise als gedenkstättenpolitischer Akteur.2

Gedenkstättenleitung und pädagogische Abteilung wollten zudem die weitgehend 
unbekannten Interessen und Ziele kennenlernen, mit denen die Bundeswehr die  KZ-Ge-
denk stätte Neuengamme aufsucht. Auf der geplanten Tagung sollten daher Entwick-
lung und aktuelle Lage des Verhältnisses von Bundeswehr und Stätten, in denen der 
Opfer von NS-Unrecht gedacht wird, ins Blickfeld gerückt und dieser Gruppe zugleich 
die pädagogischen wie wissenschaftlichen Ansätze in KZ-Gedenkstätten verdeutlicht 
werden. Da seit Ende der 1990 Jahre regelmäßig Offiziersanwärter der HSU Neuengamme 
aufgesucht haben, lag es – auch aufgrund der räumlichen Nähe – auf der Hand, an 
dieser Einrichtung Interessierte zu gewinnen.

Meine ersten Versuche, Kontakte zu vermitteln bzw. Referenten aus der Bundeswehr 
zu finden, stießen in Teilen auf Zurückhaltung, in Teilen auf Wohlwollen. Insgesamt 
blieb die Resonanz begrenzt. Feste Ansprechpartner für Gedenkstätten in der Bundes-
wehr fehlten. Zwar finden regelmäßig und auf allen Ebenen Gedenkstättenbesuche 
im Rahmen der politischen Bildung statt, und stellt die Bundeswehr die zweitgrößte 
institutionelle Besuchergruppe, doch es gibt keine Stelle, die solche Besuche program-
matisch vorbereitet, begleitet und die bestehenden Erfahrungen sowie Kooperationen 
auswertet. »Die Bundeswehr« löste sich bei der Suche nach Referenten auf in einzelne 
Abteilungen und Teilstreitkräfte, die aufeinander mit dem Hinweis verwiesen, sie seien 
für Fragen der Kooperation mit Gedenkstätten nicht zuständig. Auch der Stellenwert 
des Gedenkens an den Nationalsozialismus scheint innerhalb der politischen Bildung 
der Bundeswehr nicht präzise definiert zu sein. Zugleich interessierten sich zahlreiche 
Personen dafür, an einem solchen Tagungsprojekt mitzuwirken. Sukzessive gelang es, 
Bildungseinrichtungen der Bundeswehr als Teilnehmerinnen einer potentiellen Tagung 
zu gewinnen – die Unterstützung durch den Präsidenten der HSU und der Status der 
Universität als Mitausrichter der Tagung erleichterte diesen Prozess.

Die HSU bietet, wie die Universität der Bundeswehr in München, auf 12 Jahre ver-
pflichteten Zeitsoldaten im Rahmen ihrer Offiziersausbildung ein reguläres vierjähriges 
Studium in unterschiedlichen Fachrichtungen an, darunter Geschichte und Pädagogik. 
Das Studium soll den Soldaten eine Berufsperspektive für ihre Zeit nach der Bundes-
wehr ermöglichen. Das wissenschaftliche Personal, zu dem ich gehöre, untersteht einer 
zivilen Universitätsleitung und arbeitet nach den gleichen Gepflogenheiten wie an 
anderen Universitäten. Als ehemaligem Zivildienstleistenden und Wissenschaftler sind 
die Wissenschaftsfreiheit und der zivile Charakter der Universität für mich von erheb-
licher Bedeutung. Parallel zur zivilen Verwaltung gibt es einen militärischen Bereich, 
dem die Studierenden als Soldaten unterstellt sind. An einem Tag in der Woche, dem 
so genannten »militärischen Nachmittag«, werden die Zeitsoldaten von ihren militäri-
schen Vorgesetzten auf ihre Aufgaben innerhalb der Bundeswehr vorbereitet; in diesem 
Rahmen finden bildungspolitische Maßnahmen statt. Kontakte zwischen zivilem und 
militärischem Bereich sind im Studienalltag selten, weshalb es Mühe erforderte, Bun-
deswehr-Repräsentanten an der HSU für das Tagungsprojekt zu gewinnen und den 
Kontakt zwischen ihnen und den Verantwortlichen in Neuengamme herzustellen.
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Jedes Jahr erhält die mehrere hundert Personen umfassende Gruppe der Studienanfänger 
an der HSU im Rahmen des militärischen Nachmittags in Neuengamme eine Führung 
von drei Stunden. Auch die anderen der jährlich bis zu 150 Bundeswehrgruppen in Neu-
engamme – Unteroffiziere, Offiziersanwärter, Offiziere und einfache Rekruten – führen 
meist zwei- bis dreistündige Besuche durch. Die Soldaten begegnen diesen verpflichten-
den Exkursionen, so zeigen erste Studien der KZ-Gedenkstätte Dachau sowie Gespräche 
mit den Studierenden der HSU, häufig mit wenig Eigenmotivation. Dies entspricht 
meinen eigenen Erfahrungen als Mitarbeiter der KZ-Gedenkstätte Neuen gamme. Von 
1998 bis 1999 habe ich Bundeswehrsoldaten geführt und sie als häufig wenig interes-
sierte Klientel erlebt, die mit teils falschen Erwartungen KZ-Gedenkstätten besuchte. 
Zudem, und das unterschied sie von der Gruppe der Schülerinnen und Schüler, erschie-
nen sie in Anwesenheit ihrer Vorgesetzten häufig überdiszipliniert, eingeschüchtert 
und wenig diskussionsbereit; es entstand der Eindruck einer ausgeprägt (männlichen) 
Gruppenkohäsion. 

Als eine Ursache dieser allseits unbefriedigenden Erfahrungen lässt sich die Besuchs-
praxis der Bundeswehr in Gedenkstätten identifizieren. Gedenkstättenbesuche gelten 
zwar als wichtiges Bildungsinstrument, doch sind sie nicht verbindlich im Bildungs-
programm der Bundeswehr verankert. In den Richtlinien des Verteidigungsministeriums 
wie der zuständigen Stellen der einzelnen Teilstreitkräfte ist nur die politische Bildung 
im Rahmen der Demokratieerziehung vorgegeben, ihre Ausgestaltung bleibt den Aus-
bildungsstätten und Standorten überlassen. Die örtlichen Befehlshaber entscheiden, 
ob, wie oft und welche Gedenkorte besucht werden. Beispielsweise hat der größere 
Teil der Studienanfänger der HSU bereits in der Schule und im ersten Bundeswehrjahr 
mehrfach ehemalige Konzentrationslager besucht, andere waren noch nie in einer 
Gedenkstätte. Problematisch ist neben mangelnder Koordination der Zeitmangel vor 
Ort und der Umstand, dass die Besuche weder vor- noch nachbereitet werden. Wie 
Befragungen ergaben, überwiegt bei den Soldaten das Gefühl, eine Pflichtübung zu 
absolvieren. Einige Studierende der HSU verwahren sich gegen die von Gedenkstätten-
mitarbeitern wie militärischen Vorgesetzten an sie heran getragenen erzieherischen 
Impulse und kritisierten die zu geringe Einbeziehung der jeweiligen Vorkenntnisse, 
einige formulieren Überdruss gegenüber der Beschäftigung mit dem Nationalsozialis-
muss. Bei diesen Reaktionen ist mitzubedenken, dass die meisten Soldaten unmittelbar 

Studierende der 
 Bundeswehrhochschule 
bei der Gruppen
einteilung zu Beginn 
des Gedenkstätten
besuchs, 2006.
Foto: R. Heinetsberger, 
KZGedenkstätte 
 Neuengamme.
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nach der Schule zur Bundeswehr kommen. Es stellt sich hier die drängende Frage, wie 
lebendige Geschichtserfahrungen und persönliche Zugänge zu vergangenen Gescheh-
nissen ermöglicht werden können, in einer Zeit, da kaum noch Zeitzeugen leben,3 das 
öffentliche Gedenken zunehmend ritualisiert ist und das Verlangen nach positiven 
Identitätsstiftungen zunimmt.

Im Frühjahr 2006 zog die Idee, das Verhältnis zwischen Bundeswehr und Gedenk-
stätten, welche an das NS-Unrecht erinnern, in Augenschein zu nehmen und Koopera-
tionen auszubauen, Kreise. Auch andere Gedenkstätten, die regelmäßig mit solda ti schen 
Besuchern zu tun hatten oder in Kontakt zu auf dem Gelände ehemaliger Lager statio-
nierten Bundeswehreinheiten standen, zeigten Interesse, sich mit politischen Bildnern 
der Bundeswehr auszutauschen. Thomas Lutz (Topographie des Terrors, Berlin), Peter 
Koch (KZ-Gedenkstätte Dachau), Christian Wolpers (Gedenkstätte Bergen-Belsen), 
Katharina Hoffmann, Jens Michelsen und ich diskutierten als erweiterter Vorberei-
tungskreis unter anderem, welche Fragen das Verhältnis von Bundeswehr und Gedenk-
stätten aufwirft und welche Spannungen das Projekt in sich birgt. An der von der 
Helmut-Schmidt-Universität und der KZ-Gedenkstätte Neuengamme, in Kooperation 
mit der KZ-Gedenkstätte Dachau, der Stiftung Topographie des Terrors und der Stif-
tung Niedersächsische Gedenkstätten ausgerichteten Tagung »Bundeswehr und Gedenk-
stätten von den 1950er Jahren bis zur Gegenwart. Bestandsaufnahme und Perspektiven« 
(11.–13. Oktober 2007) nahmen dann 75 Personen aus Bundeswehr, Gedenkstätten, von 
Universitäten, Bildungseinrichtungen sowie Presse teil.4

Gegenstand war die historisch-politische Bildung in der Bundeswehr und an 
Gedächtnisorten zum Nationalsozialismus vor dem Hintergrund vergangener und 
gegenwärtiger geschichtspolitischer Entwicklungen und daraus resultierender Verän-
derungen von Gedenkstätten und Bundeswehr. Zur Diskussion stand, wie sich Gedenk-
stättenbesuche und allgemeiner die Auseinandersetzung mit Zweitem Weltkrieg und 
Nationalsozialismus in der Bundeswehr bis heute entwickelt haben sowie das dieser 
Auseinandersetzung jeweils zugrunde liegende Bildungsverständnis, der Bildungsan-
spruch und die daraus abgeleiteten Bildungsziele. Als Anknüpfungspunkte dienten 
die historisch-politische Bildung, das Traditionsverständnis, die Traditionspflege und 
das Konzept der Inneren Führung sowie die in der Bundeswehr mit Gedenkstätten-
besuchen verbundenen konkreten Erwartungen und Ziele. Gegenstück hierzu bildete 
die Auseinandersetzung mit dem Nationalsozialismus in Gedenkstätten seit ihrer Ent-
stehung bis heute sowie Bildungsverständnis, -anspruch und die daraus abgeleiteten 
Bildungsziele der Gedenkstätten in ihrer Doppelfunktion als Gedenk- und Lernorte. 
Problematisiert wurde, welche Herausforderungen an Besucher dadurch gestellt sind, 
dass in Gedenkstätten die Geschichte des Nationalsozialismus und der spätere Umgang 
mit dieser Geschichte unter der Perspektive der Opfer/Überlebenden betrachtet werden. 
Auf dem Hintergrund dieser Perspektivenfrage sind Bildungsziele und Möglichkeiten 
der Vermittlung sowie die gesellschaftliche Funktion der Gedenkstätten im Rahmen der 
Geschichtspolitik, auch im Hinblick auf die Debatte der »Viktimisierung« der Deutschen 
interpretiert worden.

Zuerst wurden die Positionen und Zielsetzungen hinsichtlich der historisch-poli-
tischen Bildungsarbeit von Gedenkstätten und Bundeswehr kritisch beleuchtet. Der 
Entwicklung und dem Austausch von Konzepten diente ein feld- und praxisbezogener 
Teil. Aus dem Versuch, die bestehende Praxis mit den gesellschaftlichen Funktionen 
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der Gedenkstätten und spezifischen geschichtspolitischen und erinnerungskulturellen 
Perspektiven der Gegenwart in Beziehung zu setzen, entwickelten sich Diskussionen 
über Problemfelder in der Arbeit von Gedenkstätten mit soldatischen Besuchern, über 
Problemfelder in der politischen Bildung der Bundeswehr sowie über den jeweiligen 
geschichtspolitischen Ort von Gedenkstätten und Bundeswehr. Die Teilnehmer disku-
tierten u.a.
 ❚ mit welcher Motivation und mit welchen Erwartungen und Zielen soldatische Grup-

pen Gedenkstätten besuchen und was ihnen dort vermittelt wird,
 ❚ ob sich die Perspektive der Überlebenden und der KZ-Gedenkstätten mit dem 

 Menschenbild und den Perspektiven der Bundeswehr als militärischer Institution ver-
einbaren lassen,
 ❚ worin Widerstände gegen Kooperationen zwischen Bundeswehr und KZ-Gedenk-

stätten gründen,
 ❚ wie sich Gedenkstättenbesuche und die Auseinandersetzung mit dem National   so zia-

lis  mus in der historisch-politischen Bildung der Bundeswehr entwickelt haben,
 ❚ welche Bedeutung Gedenkstätten für die bundeswehreigene Traditionsbildung 

haben,
 ❚ welche Ziele, Konzepte und Erfahrungen Gedenkstätten verfolgen und inwieweit 

die Bundeswehr als Besuchergruppe hierbei eine Rolle spielt,
 ❚ wie Veranstaltungen mit verpflichteten Besuchergruppen die erlebte Charakteristik 

als sinnentleerter »Gedenkstättentourismus« genommen werden könnten, 
 ❚ wie sich die Bildungsarbeit von Bundeswehr und Gedenkstätten vor dem Hintergrund 

des gegenwärtigen gesellschaftspolitischen Wandels weiter entwickelt, 
 ❚ welchen Formen der Instrumentalisierung Gedenkstätten in Zeiten von Auslandsein-

sätzen der Bundeswehr ausgesetzt sind.

II ■  Gedenkstätten zum NS-Unrecht, häufig gegen den Widerstand staatlicher Stellen 
aus bürgerschaftlichem Engagement und der Initiative ehemaliger Häftlinge als Orte der 
Erinnerung und Mahnung gegründet, haben sich inzwischen zu staatlich geförderten 
Bildungsstätten entwickelt. Für diese Gedenkstätten ergibt sich aus ihrer heutigen 
Doppel funktion als Orte der Erinnerung und Orte der Bildung ein Spannungsverhältnis 
bzw. eine Ambivalenz – zum einen Dienstleistungsbetrieb für Besucher zu sein und für 
diese interessierende pädagogische Angebote bereit zu halten und ihrer Aufgabe, der 
Opfer würdig zu gedenken. Adressatenorientierte Ansätze in der Gedenkstättenpäda-
gogik haben zwar den Vorteil, das Interesse der Besucher eher wachrufen zu können, 
weil sie an deren lebensweltlichen Erfahrungen anknüpfen. Auch können damit Fragen 
institutioneller Kontinuität bzw. institutioneller Mechanismen hinterfragt werden, als 
Anknüpfungspunkt des Nachdenkens über Täterschaften und deren Opfer. Zugleich 
bilden Gedenkstätten als Orte von NS-Unrecht jedoch adressatenunabhängige Orte, an 
denen ein Totengedenken an die NS-Opfer bewahrt wird.

Das Spannungsverhältnis von »Opferauftrag« im Sinne ihrer Deutung über das 
Geschehen und wissenschaftlichen wie pädagogischen Formen der Aufarbeitung und 
Einbettung des Geschehens lässt sich ohne weiteres nicht auflösen. Das kann zu Situa-
tionen führen, die für die jeweils am Gedenkort repräsentierten Opfer schwer zu ertra-
gen sind. So sehen nicht wenige Opfer des Nationalsozialismus, deren Losung »Nie 
wieder Krieg, nie wieder Faschismus« ihre Legitimation aus der verbrecherischen Politik 
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Deutschlands im 20. Jahrhundert erhält, in der Zusammenarbeit mit der Bundeswehr 
die Glaubwürdigkeit der KZ-Gedenkstätten als Vertreterinnen der Opferperspektive 
gefährdet. Der Sensibilisierung deutscher Soldaten in der pädagogischen Situation 
des Gedenkstättenbesuchs kommt in dieser Perspektive die Funktion zu, im Sinne der 
Menschenrechtsorientierung auf die Soldaten einzuwirken und damit »faktisch zumin-
dest mittelbar durch den Menschenrechtsbezug sinnstiftend an der Vorbereitung von 
Soldaten für Auslandseinsätze mitzuwirken«.5 In der Tat besuchen Bundeswehrsoldaten 
vor ihrem Auslandseinsatz etwa die KZ-Gedenkstätte Dachau und es ist durchaus 
richtig, darin eine instrumentelle Nutzung von Gedenkstätten etwa zur Stärkung der 
Menschenrechtsorientierung im Einsatz zu sehen. Es wäre allerdings meines Erachtens 
gerade Aufgabe der Gedenkstättenpädagogen, dieses instrumentelle Verständnis von 
Gedenkstättenbesuchen in der Arbeit mit diesen Bundeswehrgruppen zu thematisieren 
und zurückzuweisen.

Auch in Bezug auf Neuengamme wird auf die Gefahr einer Instrumentalisierung 
des Gedenkens für militärische Zwecke verwiesen. Die Bedenken beziehen sich etwa 
auf eine Veranstaltung, welche die KZ-Gedenkstätte Neuengamme im Rahmen des 
Begleitprogramms zur zweiten Wehrmachtsausstellung in Hamburg geplant hatte. 
Thema der letztlich von der Antifa-Gruppe »Bad weather« aus dem Spektrum der so 
genannten »Antideutschen« verhinderten Veranstaltung war: »›Leben mit dem Massen-
grab‹ – werden Bundeswehrsoldaten auf psychische Belastungen bei Auslandseinsätzen 
vorbereitet«. Da die KZ-Gedenkstätte Neuengamme in der öffentlichen Wahrnehmung 
und ihrem Selbstverständnis nach für das Gedenken an die Opfer des NS-Unrechts 
steht, ist eine Veranstaltung, in der eine Verbindung zu Bundeswehrsoldaten als Opfern 
gezogen wird, höchst problematisch. Denn es kann leicht der Eindruck entstehen, dass 
Kriegsopfer, gar soldatische, mit Opfern des NS-Unrechts parallelisiert werden sollen. 
Eine Tendenz übrigens, der innerhalb der deutsche Gedenkkultur der letzten Jahre von 
verschiedenen Seiten aus Vorschub geleistet worden ist.

Daran anknüpfend stellt sich die grundsätzliche Frage, ob und in welcher Form 
Gedenkstätten, die an NS-Unrecht erinnern, mit Institutionen zusammenarbeiten 
können, die in wie auch immer gearteter personeller oder struktureller Kontinuität 
zu Institutionen des »Dritten Reiches« stehen – etwa Armee, Polizei, Verwaltung und 
Justiz. Obschon Kooperationen an diversen Gedenkstätten praktiziert werden, kann 
und sollte diese Konstellation reflektiert werden. Denn Orte der Erinnerung an den 
Nationalsozialismus repräsentieren auch den Umgang der deutschen Gesellschaft nach 
1945 und die in dieser Gesellschaft etablierten Deutungsmuster. Aus der Reflexion der 
Täter-Opfer-Problematik sowie der geschichtspolitischen Umgangsweisen nach 1945 
sind etwa Problematisierungen der Repräsentation von Tätern und Opfern und ihrer 
Nachgeschichte an Orten von Täterschaften (wie der Topographie des Terrors oder 
dem Haus der Wannsee-Konferenz), Orten des Widerstands (Gedenkstätte Deutscher 
Widerstand) und Orten des Leidens (KZ-Gedenkstätten) entsprungen.

Die aktuelle Diskussion in der KZ-Gedenkstätte Neuengamme, ob aktive Bundes-
wehrsoldaten als Guides an KZ-Gedenkstätten arbeiten können bzw. dürfen, lotet die 
Frage aus, wie weit die Zusammenarbeit zwischen Bundeswehr und KZ-Gedenkstätten 
gehen kann und darf. Der Hamburger Museumsdienst hat kürzlich einen Zeitsoldaten 
und Geschichtsstudenten der Universität der Bundeswehr Hamburg als freien Museums-
pädagogen für Gruppenbegleitungen in der KZ-Gedenkstätte Neuengamme eingestellt 
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und damit Irritationen auf Seiten der anderen freien Mitarbeiter und der »Arbeitsgemein-
schaft Neuengamme«, dem deutschen Mitgliedsverband in der Häftlingsorganisation 
»Amicale Internationale KZ Neuengamme«, hervorgerufen. Zur Gedenkveranstaltung 
in Neuengamme zum Jahrestag der Befreiung am 3. Mai 2008 wurde ein mit »sous-
laplage« unterzeichnetes Flugblatt verteilt, in dem eine Arbeit von aktiven Soldaten 
als Pädagogen in Neuengamme strikt abgelehnt wird, da die Bundeswehr weltweite 
Kriegseinsätze für »deutsche Interessen« führe und »eine größtenteils bruchlose Kon-
tinuität« zur Vorgängerarmee Wehrmacht pflege. Für die Verfasser ist die Mitarbeit 
eines deutschen Soldaten an der KZ-Gedenkstätte Neuengamme unvorstellbar: »Ein 
deutscher Soldat, zu dessen Pflichten es im Zweifel gehört, auf Befehl zu töten, kann 
sich niemals der Losung »Nie wieder Krieg, nie wieder Faschismus« verpflichtet fühlen. 
Es erscheint überdies unmöglich, dass Soldatinnen und Soldaten der Bundeswehr, die 
auf Unterordnung und Gehorsam getrimmt wurden, ernsthaft die Notwendigkeit von 
Selbstbestimmung und Autonomie gegenüber hierarchischen Kollektiven vermitteln 
können.«6 Soweit die anonyme Stellungnahme, die eine klare Bewertung der Institution 
Bundeswehr enthält und für sich reklamiert, die politische Perspektive der überleben-
den KZ-Opfer zu repräsentieren. Der Ehrenpräsident der Amicale Internationale KZ 
Neuengamme, Fritz Bringmann, stärkte am 5. 6. 2008 in der taz den Standpunkt, dass 
die Neuengamme-Häftlinge nicht nur Opfer des Faschismus, sondern auch des Krieges 
geworden sind: »Die Häftlinge […] waren Opfer des Krieges, da kann man doch jetzt 
nicht einfach Soldaten Führungen machen lassen.« Daraus resultiert seine Forderung: 
»Ein Ort der Erinnerung […] darf kein Ort werden, an dem Bundeswehrsoldaten Füh-
rungen machen, für die der Gehorsam und der Einsatz politisch gewollter kriegerischer 
Gewalt nicht in Frage steht.«7

Wie spannungsgeladen die Zusammenarbeit mit der Bundeswehr für einige Gedenk-
stättenmitarbeiter ist, zeigt sich u.a. darin, dass ein freier Museumspädagoge sich 
weigerte, künftig Bundeswehrgruppen zu führen und hoffte, andere Honorarkräfte 
würden sich diesem Boykott anschließen, solange die Gedenkstättenleitung nicht bereit 
sei, gemeinsam mit ehemaligen Häftlingen ihr Leitbild zu diskutieren. Die Leitung der 
Gedenkstätte veranlasste daraufhin, diesen Guide nicht mehr mit Führungen zu beauf-
tragen, da sie davon ausgehen müsse, dass die für sie tätigen Museumspädagogen »für 
alle Gruppen zur Verfügung stehen«.8 Die Gedenkstätte erklärte weiter, Voraussetzungen 
für den Einsatz von Guides seien »neben pädagogischen Eignungen und fundiertem 
zeitgeschichtlichen Wissen die Bereitschaft, den historisch-politischen Auftrag der 
Gedenkstätte umzusetzen. Die Auswahl von Honorarkräften kann nicht durch diese 
selbst erfolgen sie wird und muss durch die Gedenkstätte verantwortet werden.«9 Die 
Arbeitsgemeinschaft Neuengamme (AGN), in der heute neben ehemaligen Häftlingen 
und ihren Familienangehörigen u.a. auch eine ganze Reihe der in der Gedenkstätte 
tätigen freien Mitarbeiter organisiert sind, hatte zuvor öffentlich kundgetan, »dass 
es sich bei der Bundeswehr vor allem um ein Instrument der Regierung handelt, mit 
dem Interessen- und Machtpolitik auch mit kriegerischen Mitteln umgesetzt wurden 
und zukünftig verstärkt umgesetzt werden. Angehörige der Bundeswehr erklären sich 
mit ihrem Eintritt in dieselbe genau damit einverstanden. Diese Tatsache ist unserer 
Ansicht nach mit den Zielsetzungen der Gedenkstättenarbeit nicht in Übereinstimmung 
zu bringen, denn eine Gedenkstätte soll mithilfe der Vermittlung historischen Wissens 
Menschen behilflich sein, ein Bewusstsein für Respekt und Menschenwürde zu ent-



10

wickeln und sie dazu ermutigen, kritisch und selbständig Fragen zu Systemen staatlicher 
Unterdrückung und Diskriminierung zu stellen und sich mit der Geschichte und auch 
der unsäglichen Nachgeschichte von Neuengamme zu beschäftigen.« Neuengamme, 
so die AGN weiter, dürfe kein Ort werden, »an dem ein deutscher Armeeangehöriger 
exponiert auftritt, für den die Richtlinien des Gehorsams und der Einsatz kriegerischer 
Mittel, die politisch gewollt von der Bundesrepublik Deutschland ausgehen, nicht in 
Frage stehen. Ebenso muss die Möglichkeit ausgeschlossen werden, dass Überlebenden 
oder ihren Angehörigen als BesucherInnen der Gedenkstätte ein deutscher Soldat als 
Guide gegenübersteht, auch wenn er dort nicht in Uniform erscheint. […] Die AGN sieht 
angesichts der Geschehnisse in Neuengamme die Umsetzung der Losung ›Nie wieder 
Krieg, nie wieder Faschismus!‹ eklatant in Frage gestellt.«10

Die Integration der KZ-Opfer in die Gruppe der »Opfer des Krieges« erscheint insofern 
problematisch, als diese Opferkategorie die Differenzen zwischen einzelnen Opfer-
gruppen überdeckt. So hat der Zweite Weltkrieg nur etwa die Hälfte des Zeitraumes 
nationalsozialistischer Herrschaft umfasst und schon zuvor wurden massenweise Ver-
brechen verübt sowie Konzentrationslager eingerichtet. Zugleich lassen sich nicht alle 
Opfer des Krieges als Opfer des NS-Unrechts bezeichnen, vielmehr wurden zahlreiche 
Personengruppen Opfer des Krieges – erinnert sei hier nur an die Gruppe der getöte-
ten deutschen Soldaten, der deutschen Opfer der Bombardierungen sowie der Opfer 
von Flucht und Vertreibung. Wenngleich also zahlreiche ehemalige KZ-Häftlinge im 
Zusammenhang mit der deutschen Besetzung ihrer Länder in die Lager verschleppt 
worden sind, geht die Gruppe der Kriegsopfer nicht in der Gruppe der NS-Verfolgten 
auf- und umgekehrt.

Mit Blick auf den »Einsatz politisch gewollter kriegerischer Gewalt« bzw. die pazi-
fistische Losung »Nie wieder Krieg« sollte mitbedacht werden, dass der Kriegseinsatz der 
alliierten Mächte die Befreiung der Konzentrationslager ermöglicht hat und auch der 
Partisanenkampf und der militärische Widerstand als Ganzes eine Form der »politisch 
gewollten kriegerischen Gewalt« darstellt. Niemand stellt infrage, dass deutsche Wider-
standskämpfer in deutschen Gedenkstätten arbeiten dürfen, oder dass alliierte Soldaten 
oder Partisanenkämpfer z.B. in den italienischen, norwegischen oder polnischen Wider-
standsmuseen oder in den Gedenkstätten der vier alliierten Siegermächte Führungen 
anbieten. In den israelischen Gedenkstätten bildet die militärische Präsenz sogar Teil 
des Selbstverständnisses. Eine positive Bezugnahme auf bzw. die Instrumentalisierung 
von Opfertraditionen war übrigens für die ehemalige DDR und ihre Nationale Volks-
armee selbstverständlich. Deshalb stehen Gedenkstätten, die an NS-Unrecht erinnern, 
weltweit für »Nie wieder Faschismus/Nationalsozialismus«, nicht aber in gleicher Weise 
für die prinzipielle Ablehnung militärischer Mittel bzw. die Ablehnung des Einsatzes 
»politisch gewollter kriegerischer Gewalt«.

Insofern ließe sich der Standpunkt eines Teils der ehemaligen KZ-Häftlinge sowie 
der freien Mitarbeiter der Gedenkstätte daraufhin zuspitzen, dass Bundeswehrsoldaten 
in ihrer Rolle als Vertreter einer deutschen Armee und Nachfolgearmee der Wehrmacht 
nicht in Gedenkstätten arbeiten und sich eben auch nicht kriegerisch betätigen dürfen. 
Ob nichtkriegerische Einsätze der Bundeswehr im Ausland in dieser Perspektive »erlaubt« 
sind, scheint zweifelhaft. Ein deutscher Pazifismus bzw. die Enthaltung von jeglicher 
Intervention im Ausland und letztendlich die Auflösung des deutschen Militärs als 
Lehre aus der Vergangenheit – ich denke, diese Perspektive entspricht im Kern obiger 
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Forderungen der Arbeitsgemeinschaft Neuengamme bzw. der freien Gedenkstätten-
mitarbeiter. Die Forderung nach militärischer Enthaltsamkeit Deutschlands ist so alt 
wie die Bundeswehr. Sie ist historisch betrachtet weitgehend nur für die Bundeswehr, 
nicht aber für die Nationale Volksarmee erhoben worden. Dabei hat die NVA während 
des Kalten Krieges Personal abgestellt, um z.B. afrikanische Befreiungsbewegungen 
zu unterstützen,11 was sich durchaus als deutscher militärischer Einsatz im Ausland 
interpretieren ließe.

Auch für die Bundeswehr ergeben sich im Hinblick auf Gedenkstätten und Gedenk-
praxen in mehrfacher Hinsicht Spannungen. Im Gegensatz zu den Gedenkstätten ist 
die Bundeswehr nicht zivilgesellschaftlich erkämpft, sondern zu Beginn des Kalten 
Krieges als staatliches Projekt durchgesetzt worden. Gegen starken innermilitärischen 
Widerstand als Parlamentsarmee konzipiert, stand die Bundeswehr anfangs nicht nur 
in enger personeller Kontinuität zur Wehrmacht; sie übernahm auch zahlreiche ihrer 
(antidemokratischen) Traditionen. Erst spät hat sie sich der Frage angenähert, in welcher 
Form sie die Verbrechen ihrer Vorgängerarmee auch innerhalb ihrer Institution kritisch 
reflektieren muss. Die Auseinandersetzung mit dem Nationalsozialismus, welche die Opfer 
des NS-Unrechtsregimes ins Zentrum rückt, hat in der Bundeswehr, wie in der deutschen 
Gesellschaft als Ganzes, erst in den 1980er Jahren an Bedeutung gewonnen. Es gibt aber 
nach wie vor erhebliche Widerstände, sich wegen der von Wehrmachtsoldaten verübten 
Verbrechen radikal von der Vorgängerarmee abzuwenden – die Diskussion darüber hat 
erst auf gesellschaftlichen Druck seit den 1990er Jahren begonnen. Und immer noch gibt 
es Tendenzen, die Institution Wehrmacht als weniger nationalsozialistisch einzustufen 
als andere verbrecherische Institutionen des »Dritten Reiches«. 

Hinzu kommt, dass die Bundeswehr der Opfer von NS-Unrecht als einer Opfer-
gruppe unter anderen gedenkt und dabei in ihrer Gedenkpolitik wie -praxis die Unter-
schiede zwischen den einzelnen Opfergruppen zuwenig beachtet. Die Gedenkstätten in 
Deutschland erinnern nicht nur an unterschiedliche Gruppen von Opfern, sie lassen sich 
differenten Erinnerungsgemeinschaften zuordnen bzw. besetzen symbolisch verschie-
dene Felder in der deutschen Erinnerungskultur. Jenseits der Formen des inzwischen 
nicht mehr ausschließlich nationalstaatlichen öffentlichen Gedenkens gibt es noch 
transgenerativ weitergegebenen Formen des Gedenkens in Erinnerungsgemeinschaften 
und regionale, dezentrale wie institutionelle Gedenkpraxen, um nur einige Felder zu 
nennen.12 So sind die soldatischen Kriegstoten13 der Sphäre von Siegern und Verlierern 
jedenfalls des (männlichen) Kampfes zugeordnet. Diese Sphäre ist seit Ende des Zwei-
ten Weltkriegs (im Gegensatz zum Ersten Weltkrieg) nicht mehr heroisch aufgeladen, 
sondern fragiler Teil von Leiderinnerungen. Das Gedenken an die eigenen Zivilopfer 
des Krieges wie etwa die des Bombenkrieges, aber auch etwa das Gedenken an Flucht 
und Vertreibung gehören ebenfalls in die Sphäre der Leid-Erinnerungen, in denen das 
Kriegsende 1945 ins Zentrum rückt.14

Das Gedenken an die vorgenannten Gruppen steht in struktureller Konkurrenz zum 
Gedenken an die Opfer der NS-Verbrechen. Denn das Gedenken an diese Opfer bezieht 
sich nicht auf Verlierer und Sieger und die Sphäre des Kampfes, es hält auch nicht die 
Leiderfahrungen der deutschen Bevölkerung wach. Im Gedenken an die nationalsozi-
alistischen Verbrechen werden mit der Erinnerung an die Opfer auch die Erinnerung 
an die Taten und ihre Täter wachgehalten. Diese Täter sind zwar durch den Krieg in 
einigen Fällen zu Kriegsopfern (etwa von Kriegshandlungen, von Vertreibungen etc.) 
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geworden, dennoch bleiben sie immer auch Täter. Diese Doppelstruktur, Täter und 
Opfer ad personam zu sein, bleibt im häufig praktizierten Gedenken an die »Opfer von 
Krieg und Gewaltherrschaft/Diktatur« – sowohl was Zivilisten wie Soldaten anbelangt – 
unbeachtet.

Eine weitere Form der strukturellen Opferkonkurrenz im Gedenken besteht zwischen 
Opfern von NS-Verbrechen und Opfern des DDR-Unrechtsstaates. Hierbei geht es auch 
um die Frage, wie beiden Opfergruppen gedacht werden kann, ohne die Singularität der 
NS-Verbrechen zu relativieren. Es geht also im Kern darum, wie sich die Gesellschaft 
zu ihrer Vergangenheit verhält und was dabei erinnert wird. Denn das Selbstverständ-
nis der Bundesrepublik als Nachfolgestaat des »Dritten Reiches« beruht auch auf der 
nicht immer spannungsfreien, in den letzten Jahren ausgeprägten Bezugnahme auf die 
  NS-Vergangenheit. Das Gedenken an die SED-Diktatur tritt dieser Bezugnahme an die 
Seite und verändert damit die Orientierungen in der Gegenwart.15

Die Bundeswehr ist präsent in Stätten des NS-Unrechts, sie ist ebenfalls präsent 
in den Erinnerungsorten des konservativen militärischen Widerstands im National-
sozialismus, den sie für ihre Traditionsbildung als ethisches Vorbild nutzt. Sie besucht 
Gedenkstätten, welche an das DDR-Regime als Unrechtsstaat und dessen Opfer (als Opfer 
von Diktatur und Gewaltherrschaft) erinnern. Sie besucht und pflegt in Kooperation mit 
dem Volksbund Deutsche Kriegsgräberfürsorge Orte, an denen im Zweiten Weltkrieg 
getötete deutsche und ausländische Soldaten beerdigt sind – dabei besteht die Gefahr, 
die Opfer aus jener Institution, die an den NS-Verbrechen wesentlich beteiligt war, mit 
den Soldaten der Siegermächte im Erinnern an den »Soldatentod« tendenziell auf eine 
Stufe zu stellen. Nicht zuletzt schafft sie sich nun mit dem geplanten Ehrenmal in Berlin 
eine Erinnerungsstätte für die eigenen Toten.

Das Gedenken an vielfältige und durchaus heterogene Gruppen legt eine weitge-
hend ausbleibende Diskussion darüber nahe, ob und in welcher Weise sich etwa die 
Erinnerung an die Opfer des NS-Unrechtsregimes vereinbaren lässt mit den anderen 
Formen des Gedenkens in der Bundeswehr, etwa des Gedenkens an den Widerstand 
und die gefallenen deutschen Soldaten des Zweiten Weltkrieges. Die räumliche Nähe 
des geplanten Ehrenmals für die Toten der Bundeswehr zur Gedenkstätte Deutscher 
Widerstand, der Topographie des Terrors und dem Holocaust-Mahnmal, lässt die Frage 
augenscheinlich werden, in welches Verhältnis sich das Erinnern an die eigenen Toten 
der Bundeswehr sowie der Kriegsopfer zur Erinnerung an die Täter und Opfer von 
 NS-Unrecht und den Widerstand im Nationalsozialismus setzen kann und möchte. Ganz 
unberührt davon stellt sich als weitere Frage, weshalb sich die Bundeswehr nach wie 
vor schwer tut, sich bisher vernachlässigten Opfern der Vorgängerarmee Wehrmacht, 
etwa den gefangenen ausländischen Soldaten, die in Lagern der Wehrmacht inhaftiert 
und getötet wurden, oder den Opfern nationalsozialistischer Militärjustiz und den 
Wehrmachtsdeserteuren zuzuwenden und diesen würdig zu gedenken. Auch im Hinblick 
auf die Integration des kommunistisch motivierten militärischen Widerstands (Bund 
deutscher Offiziere, Nationalkomitee Freies Deutschland, Partisanenbewegung) ist die 
Bundeswehr zurückweisend. Damit ist sie allerdings ein Spiegelbild der Gesellschaft.

Die derzeitige Praxis der historisch-politischen Bildung und des Gedenkens in der 
Bundeswehr lässt sich nur vor dem Hintergrund geschichtspolitischer Entwicklungen 
in Deutschland erklären und spiegelt die nach wie vor bestehenden Probleme der 
Bundeswehr, sich ein radikal kritisches Traditionsverständnis zu eigen zu machen und 
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hieraus Konsequenzen für das Opfergedenken zu ziehen, auch im Sinne der bewussten 
Abkehr von traditionellen Formen soldatischen (Toten)-Gedenkens. Im Tod sind nicht 
alle gleich; daher sollte an je spezifischer Weise an die verschiedenen Opfer- (und auch 
Tätergruppen) erinnert und dabei die Umstände des Todes und die jeweilige Vorge-
schichte mitreflektiert werden – und die Zusammenhänge aufgezeigt werden. Neben der 
verbreiteten Entdifferenzierung bzw. Homogenisierung des Gedenkens besteht zudem 
das bereits skizzierte Problem, dass es keine verbindlichen Strukturen und Zielsetzungen 
für Gedenkstättenbesuche durch Bundeswehrgruppen gibt. Soweit ich in Erfahrung 
bringen konnte, verfolgt die Bundeswehr als »Parlamentsarmee« mit dem Besuch von 
Gedenkstätten das Ziel, die Soldaten zu demokratischen »Staatsbürgern in Uniform« zu 
erziehen und gegen rechte, bzw. antidemokratische Überzeugungen zu immunisieren. 
Was die Besuche offensichtlich eint, ist die Motivation bzw. das Ziel der Verantwort-
lichen, die Werthaltungen der Soldaten positiv zu beeinflussen. In dieser Form von 
Gedenkstättenbesuchen besteht allerdings die Gefahr, die Unterschiede zwischen den 
in den Gedenkstätten repräsentierten Opfergruppen noch weiter zu nivellieren und 
sich selbst als Person und Institution in den gesellschaftlichen Opferdiskurs bzw. in die 
unterschiedslose Opferidentifikation16 einzureihen – wo doch für die Bundeswehr als 
Nachfolgearmee der Wehrmacht die Auseinandersetzung mit militärischen Täterschaften 
für die Ausbildung eines kritischen Institutionengedächtnisses unabdingbar bliebe.

III ■  Unter wissenschaftlicher wie gedenkstättenpädagogischer Perspektive kristalli-
sieren sich die zuvor aufgeworfenen Problemstellungen und Perspektiven in der Frage 
nach der Bedeutung von Täter- und Opferdifferenzierungen im Kontext institutio-
neller Erinnerungspraxis. Gedenkstätten und Bundeswehr stellen in dieser Perspektive 
Institutionen dar, die als Akteure im erinnerungskulturellen Feld zwar (inzwischen) 
beide auf die Verfassung der Bundesrepublik bezogen und darin normativ verwurzelt 
sind, jedoch zugleich in zwei unterschiedlichen Traditionen wurzeln (antimilitärisch/ 
pazifistisch/zivilgesellschaftlich – militärisch/kriegerisch/staatlich). Die Frage nach 
dem Verhältnis von Gedenkstätten und Bundeswehr führt demnach in Bereiche, die 
gesellschaftspolitisch umstritten sind und an geschichtspolitische Debatten anknüp-
fen. Als zentrale Problematik stellt sich die Instrumentalisierung des Gedenkens an 
die KZ-Opfer zur Legitimation nationalstaatlicher Politik, wie sie beispielsweise in 
der Diskussion um das Denkmal zur Erinnerung an die ermordeten Juden Europas zu 
beobachten war und wie sie sich auf einer ganz anderen Ebene bei der Legitimation 
der Bundeswehreinsätze im ehemaligen Jugoslawien »wegen Auschwitz« geäußert hat. 
In dieser letzten Argumentation, die ja bekanntlich von Seiten der ehemaligen 1968er 
mit teilweise ehemals radikalpazifistischen Positionen vertreten worden ist, wird für 
die Bundeswehr die moralische Verpflichtung der alliierten Siegermächte zur Inter-
vention auf die Gegenwart projiziert. Dieser Perspektive ist durch Forderungen eben 
dieser Länder nach Beteiligung an militärischen Einsätzen Vorschub geleistet worden.

Das reflexive Potential von Individuen, aber auch von Institutionen als gesellschaft-
liche Akteure zeigt sich m.E. darin, auf welche Weise sie sich ihren eigenen Grundlagen 
und Voraussetzungen annähern. Nicht allein wer und was erinnert wird, sondern vor 
allem die Art und Weise sind dabei von zentraler Bedeutung. Die Unterschiede zwischen 
den in den einzelnen Gedenkstätten erinnerten Opfer- und Tätergruppen und die mit 
diesen Differenzen verknüpfte Frage nach den Kontext des jeweils Erlittenen werden 
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leider allzu häufig überbrückt durch einen Zugang, in dem sich das Erinnern an die 
Opfer der NS-Verbrechen mit anderen Formen des Erinnerns an Deutsche als (Kriegs)-
Opfer (nur selten als Täter) mischt, notwendige Täter-/Opferdifferenzierungen verloren 
gehen und Täter-Opfer-Konflikte ausgeblendet werden.

Das Problem des zu wenig differenzierenden »integrierenden«, bzw. »versöhnenden« 
Gedenkens lässt sich an zwei Beispielen verdeutlichen. Das eine ist das vom damaligen 
Bundeskanzler Helmut Kohl als zentrale Gedenkstätte für die Opfer von Krieg und 
Gewaltherrschaft initiierte Nationaldenkmal »Neue Wache«, welches einen missglückten 
Versuch der Integration von differenten Opfergruppen im Gedenken darstellt. Dazu ist 
schon viel gesagt und geschrieben worden17; daher hier nur einige kurze Bemerkungen. 
Durch die christliche Symbolik haben zwar die Leiderinnerungen ihren Platz, aber die 
Doppelstruktur von Täter und Opfersein in einer Person im Kontext der NS-Herrschaft 
bekommt keinen Raum. Auch sind die jüdischen Opfer der NS-Verbrechen ausgeschlos-
sen. Zudem steht die Neue Wache in der Tradition sinngebender Denkmäler, obschon 
mit Blick auf die NS-Verbrechen deren »Unfassbarkeit« und Sinnlosigkeit in einem 
»negativen Gedächtnis« vermittelt und in Deutschland die Frage nach Täterschaft und 
Taten in das Erinnern mit einbezogen werden müsste.18 Im geplanten Ehrenmal für die 
Toten der Bundeswehr, um das zweite Beispiel zu nennen, artikuliert sich das Problem 
der Integration von differenten Gedenkkulturen ebenfalls.19 Denn in der avisierten 
Gedenkarchitektur wird die Tradition des Erinnerns an die soldatischen Opfer des Krieges 
und damit die Sphäre des Kampfes wie das Motiv der Opfer von kriegerischer Gewalt 
aufgegriffen. Das geplante Ehrenmal rekurriert auf sinngebende Erinnerungsformen 
und stellt sich in den Kontext nationalen (christlichen) Opfergedenkens. Auch das 
bundeswehreigene Gedenken sollte sich jedoch mit den gegebenen gesellschaftlichen 
Deutungsrahmen und Traditionslinien intensiv auseinandersetzen. Hierzu gehört für 
mich die Überlegung, in welchen Kontext sich die Bundeswehr angesichts der deutschen 
Vergangenheit und ihrer eigenen Institutionengeschichte setzen möchte.

Ob ein integrierendes Gedenken überhaupt sinnvoll und möglich ist, erscheint ange-
sichts dieser Beispiele eher zweifelhaft. Denn es hieße, die Unterschiede zwischen den 
Opfern einzuebnen. In weitergehenden Fällen wird das Gedenken an Kriegsopfer mit 
jenem Gedenken an die Opfer der Konzentrationslager und die Opfer der SED-Diktatur, 
um nur einige zu nennen, in einem »integrierenden« Opfer-Gedenken vermischt. Wel-
chen Wert hätte ein solches integrierendes Gedenken und welche Spannungen ergeben 
sich aus ihm? Was können Besucher durch dieses integrierende Gedenken gewinnen? 
Aus dem bisher Gesagten ergibt sich für mich, dass die Differenz zwischen den Opfern 
und die Kontexte, in denen sie starben, im Gedenken auch deutlich bleiben sollte, wenn 
an verschiedene Opfer- und Tätergruppen an einem Ort (was häufig der Fall ist) erin-
nert wird. Dies auch, weil ein differenziertes Bild der Vergangenheit die differenzierte 
Wahrnehmung der Gegenwart zuallererst möglich macht.

Als auch architektonische erinnerungskulturelle Zeugen enthalten Gedenkorte 
Spuren des Geschehens, und bilden zugleich auch ab, wie unsere Gesellschaft sich 
mit vergangenen Ereignissen auseinandergesetzt hat und noch auseinandersetzt.20 Sie 
spiegeln die Vielschichtigkeit historischer Prozesse, können das Nachdenken anregen 
über Täterschaften, können an Gewaltakte erinnern, Empathie mit den Opfern fördern 
und vieles mehr. Jeder Gedenkort birgt damit auch Bezüge zur Gegenwart. Als Orte 
der Erinnerung an jeweils spezifische Opfer können sie meines Erachtens jedoch die, 
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übrigens auch in der Schule anzutreffende Erwartungshaltung, allgemeine erzieherische 
Lehren für die Gegenwart zu vermitteln, nicht einlösen. Inwieweit sich Besuche in KZ-
Gedenkstätten als Präventionsmaßnahme gegen rechte Orientierungen eignen, muss 
ebenso offen bleiben wie die Frage, ob Besuche in DDR-Gedenkstätten gegen totalitäre 
Ideologien immunisieren können. Die Frage, welche Ziele mit den Gedenkstättenbe-
suchen verfolgt werden, ist insofern Teil einer Selbstverständnis-Debatte, die in der 
gesamten Gesellschaft geführt werden muss. Das Erinnern an Opfer wie Täter sollte 
für notwendige Binnendifferenzierungen offen bleiben.21 Die Akzeptanz der Gleich-
zeitigkeit von differenten Erinnerungskulturen ist etwas anderes als eine sinnstiftende 
Entdifferenzierung der Opfergruppen im Gedenken und die Ausblendung bzw. Entdif-
ferenzierung von Täterschaften. 

IV ■  Es käme daher darauf an, sich sehr viel präziser zu überlegen, mit welcher Moti-
vation Gedenkstätten aufgesucht werden – nicht nur im Hinblick auf die Bundeswehr 
als eine der zentralen Besuchergruppen. Als einen möglichen Zugang möchte ich 
vorschlagen, den jeweiligen Erinnerungsort als materiellen Zeugen eines vergangenen 
Geschehens in seiner Eigenart wahr und ernst zu nehmen. Bezogen auf die Besuche von 
Soldaten an Gedenkstätten heißt das, im Vorfeld zu fragen, was den Erinnerungsort 
auszeichnet und was den besonderen Wert von Besuchen an diesem Ort ausmacht. Wie 
bereits angedeutet, liegt der besondere Wert von Erinnerungsorten an nationalsozia-
listisches Unrecht (und das verbindet etwa die KZ-Gedenkstätten mit dem Haus der 
Wannsee-Konferenz) darin, dass hier eine Konfrontation mit Opfern und mit Tätern 
von NS-Verbrechen möglich ist. Diese ist für Soldaten auch deshalb bedeutsam, inso-
fern ihr Handeln mit Leben und Tod von Menschen unmittelbar zu tun hat, bzw. diese 
Verantwortung über Leben und Tod eine Dimension militärischen Seins bildet. Daran 
schließen sich Fragen an, welche sich für viele andere in Deutschland lebende Men-
schen in dieser Form nicht oder nicht alltäglich stellen. Diese Fragen können Grundlage 
von Besuchen in Orten der Erinnerung an das Unrecht im Nationalsozialismus bilden. 
Hierzu gehören unter vielen:
 ❚ geschichtspolitische Fragen, wie die Bedeutung der Erinnerung an den Nationalsozia-

lismus im bundesdeutschen Selbstverständnis und die Instrumentalisierung von Opfern
 ❚ eine Auseinandersetzung mit Befehl und Gehorsam,
 ❚ die Kenntnis staats- wie völkerrechtlicher Normen und Regelungen,
 ❚ die Auseinandersetzung mit Antisemitismus, Rassismus, Inklusion/Exklusion und  

Machtmissbrauch sowie Empathie mit deren Opfern,
 ❚ die Thematisierung von institutionellen wie individuellen Handlungsspielräumen 

und Handlungsmustern in hierarchisch strukturierten Institutionen,
 ❚ eine Auseinandersetzung mit der Beteiligung der Vorgängerarmeen der Bundeswehr, 

Reichswehr und Wehrmacht, an Verbrechen.
Im Sinne der Eigenart des jeweiligen Gedenkortes sollten solche Themen und Fragen 

an eine Auseinandersetzung mit dem jeweils spezifischen Ort gebunden bleiben. In Kon-
frontation mit den sich Sinndeutungen entziehenden menschlichen Leiderfahrungen und 
mit Täterschaften könnten in dieser Zugangsweise bestehende Orientierungen, Werte und 
Normen hinterfragt werden. Die Konfrontation mit Vergangenem bzw. ihre Vergegenwär-
tigung kann eine Menschenrechtsdimension sowie Demokratie fördernde Gegenwartsbe-
züge beinhalten, allerdings ist die Konfrontation weniger zur Legitimation von Handeln 
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im Jetzt geeignet, sondern vielmehr dazu, dieses Handeln auf den Prüfstand zu stellen. 
Dies gilt für soldatische Besucher, betrifft aber auch andere Besucher von Gedenkstätten.

Ansätze einer differenzierten Zugangsweise erfordern Zeit und andere Vermittlungs-
formen. Nach Gesprächen und im Austausch mit Studierenden der HSU, mit der militä-
rischen und zivilen Leitung der Universität sowie dem hauptamtlichen Museumspäda-
gogen und der Neuengammer Gedenkstättenleitung sind daher im Ergebnis bisheriger 
Überlegungen Formen der Vermittlung vereinbart worden, welche die bestehende, 
unbefriedigende Praxis ablösen. Die mit der Durchführung der Exkursionen beauf-
tragten Personen, aber auch die Offiziersanwärter sollen zukünftig von Mitarbeitern 
der Gedenkstätte im Vorfeld der Besuche inhaltlich vorbereitet werden. Dabei sollen 
u.a. thematische Felder und Ziele sowie Wünsche und Erwartungen formuliert und eine 
Binnendifferenzierung nach Vorwissen bzw. Vorerfahrung vorgenommen werden. Für 
die Gruppen mit Vorwissen bieten sich etwa Annäherungen über eingegrenzte Themen-
felder und dialogische Formen der Vermittlung an. Unabhängig vom Kenntnisstand 
der Soldaten wird die Besuchsdauer vor Ort auf fünf Stunden ausgeweitet, damit Zeit 
bleibt für verschiedene Formen des selbsttätigen, offenen Lernens bzw. für gemeinsame 
Diskussion. Zuletzt werden die Besuche nachbereitet und evaluiert.

Entscheidend scheint mir, besonders im Hinblick auf soldatische Gruppen, eine Sinn 
suchende, nicht Sinn gebende Annäherung an den Nationalsozialismus und die Erinne-
rungsorte zum NS-Unrechts zu sein sowie die Bereitschaft, sich auf die Besonderheiten 
des jeweiligen Ortes einzulassen. Die divergierenden pazifistischen bzw. militaristischen 
Traditionen von Gedenkstätten und Armeen erfordern von Pädagogen wie soldatischen 
Besuchern in jedem Fall, ihren eigenen Standpunkt im geschichtspolitischen Kon-
text zu reflektieren. Beispielsweise besteht, wie dargestellt, durchaus die Gefahr, dass 
die Bundeswehr als Armee im Einsatz mit Soldaten als militärpolitischen Akteuren22 
Gedenkstättenbesuche instrumentell nutzt bzw. andersherum, die Gedenkstätten sich 
zu sehr an den Interessen der Besucher orientieren.

Stätten, die an NS-Unrecht erinnern, eignen sich meines Erachtens nicht als Zeugen 
für eine prinzipielle Zustimmung oder Ablehnung politisch motivierter kriegerischer 
Gewalt. In historischer Perspektive geben sie auch keine klare Antwort oder keinen 
klaren Auftrag im Hinblick auf die Lösung zwischenstaatlicher bzw. innerstaatlicher 
(kriegerischer) Gewalt; sie sind vielmehr interpretationsoffen. Auch aufgrund der deut-
schen Geschichte sind völkerrechtswidrige Kriege bzw. derartige militärische Einsätze 
inzwischen geächtet (auch wenn sich nicht alle daran halten). Ob deutsches Militär aber 
in heutige zwischenstaatliche oder ethnische Konflikte anderer Länder etwa im Rahmen 
internationaler, bzw. multilateraler, durch UN-Mandat legitimierter Interventionen als 
Akteur eingreifen soll, ist eine gesellschaftspolitische Frage, zumal über den Einsatz 
(weitgehend) der Bundestag entscheidet. Der in der politischen Diskussion pro oder 
kontra häufig anzutreffende (instrumentelle) Verweis auf die NS-Vergangenheit dient zur 
Untermauerung ganz unterschiedlicher Positionen. Nicht alle Staaten, gesellschaftlichen 
Gruppen, aber auch nicht alle überlebenden Opfer des Nationalsozialismus vertreten 
hierbei die gleiche Meinung. Das äußert sich etwa in den vielfältigen und heterogenen 
Bezugnahmen auf die Opfergruppen des Nationalsozialismus und die daraus resultie-
renden Forderungen im internationalen Vergleich.

Ich möchte daher dafür plädieren, den Eigenwert solcher Gedenkstätten als Gedenk- 
und Lernorte zum nationalsozialistischen Unrecht und als Orte kritischer (Selbst)-
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Reflexion wie der Problematisierung wirkungsmächtiger gesellschaftlicher Deutungsmu-
ster zu stärken. Ein reflexiver Zugang stärkt meines Erachtens die offene, demokratische 
Gesellschaft; er muss institutionell abgesichert und gesellschaftspolitisch ermöglicht 
werden. Der vorliegende Problemaufriss versucht in diesem Sinne, das Verhältnis von 
Bundeswehr und Gedenkstätten am Beispiel der Konfliktlagen in KZ-Gedenkstätten in 
historischer Perspektive aufzufächern. Er ist jedoch zugleich als Beitrag dazu gemeint, 
wie eine differenzierte Annäherung an die in den Gedenkstätten repräsentierten Ver-
gangenheiten und ein reflektierterer Umgang mit ihnen erreicht werden kann. Diese 
Frage ist als Teil der Überlegungen zur Geschichtspolitik und den zukünftigen Aufgaben 
von Gedenkstätten wie den dort praktizierten Vermittlungsformen meines Erachtens 
grundlegend und mit Blick auf alle Besuchergruppen relevant.

Dr. Oliver von Wrochem ist, nach Studium der Geschichte und Germanistik, seit 2005 
wissenschaftlicher Mitarbeiter an der Fakultät für Geistes- und Sozialwissenschaften 
der Helmut-Schmidt-Universität Hamburg. Seine Forschungsschwerpunkte sind u.a.: 
Nationalsozialismus und Zweiter Weltkrieg, Strafverfolgung, Erinnerungskultur und 
Geschichtspolitik in DDR und Bundesrepublik Deutschland. In Zukunft wird er als Leiter 
des Studienzentrums in der KZ-Gedenkstätte Neuengamme tätig sein. 
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»Christenkreuz und Hakenkreuz«
E I N E  A U S S T E L L U N G  Z U  K I R C H E N B A U  U N D  S A K R A L E R  K U N S T  
I M  N A T I O N A L S O Z I A L I S M U S
Stefanie Endlich

Im ersten Halbjahr 2008 zeigte die Gedenkstätte Deutscher Widerstand in der Berliner 
Stauffenbergstraße die Ausstellung »Christenkreuz und Hakenkreuz«. Träger war das 
Berliner Forum für Geschichte und Gegenwart e.V. Die drei Autorinnen Monica Geyler-
von Bernus, Beate Rossié und Stefanie Endlich hatten sie als Wanderausstellung konzi-
piert. Vom 23. Januar bis zum 20. März 2009 wird sie auch in München zu sehen sein, 
in der stadtzentral am Wittelsbacherplatz gelegenen Galerie der Deutschen Gesellschaft 
für christliche Kunst. Weitere Stationen sind geplant.

In der Ausstellung wird danach gefragt, wie sich der Einfluss der nationalsozia-
listischen Ideologie in der Gestaltung jener Kirchen zeigte, die nach Hitlers Macht-
antritt erbaut wurden. Was berichten uns die künstlerischen und architektonischen 
Sachzeugnisse, die bis heute erhalten sind, über die damalige Anfälligkeit der beiden 
großen Kirchen für Rassismus, »Volksgemeinschafts«-Propaganda und Totenkult? Vor-
gestellt werden die Martin-Luther-Gedächtniskirche in Berlin-Mariendorf und zehn 
weitere Kirchen in Deutschland, die nach 1933 erbaut oder umgebaut wurden. Ein 
Schwerpunkt liegt bei den protestantischen Kirchen, da durch den großen Einfluss 
der nationalsozialistischen »Deutschen Christen« in den ersten Jahren des NS-Regimes 
die ideologische Prägung dort besonders stark war. Im katholischen Bereich gab es 
allerdings vergleichbare Entwicklungen, die anhand exemplarischer Beispiele ebenfalls 
veranschaulicht werden.

Das außerordentlich große Besucherinteresse während der Präsentation in der Ge denk-
stätte Deutscher Widerstand weist darauf hin, dass mit dieser Ausstellung ein neural-
gischer Punkt getroffen wurde – im doppelten Sinn. Zum einen wurde die seit einigen 
Jahren intensiv geführte öffentliche und fachöffentliche Diskussion zum Umgang mit 
nationalsozialistischer Architektur und Kunst und zur Sichtbarmachung ihrer ideolo-
gischen Merkmale hier erstmals auf einer breiteren Ebene für den kirchlichen Raum 
geöffnet. Verwiesen sei auf das Dokumentationszentrum Reichsparteitagsgelände Nürn-
berg und die »Ehrentempel«-Relikte am Münchner Königsplatz, auf das seit 2003 durch 
eine Open-Air-Ausstellung kritisch kommentierte Berliner Olympiagelände mit seinen 
Skulpturen von Breker, Thorak und anderen Bildhauern des »Dritten Reichs«, auf den 
weithin nostalgisch als 1950er-Jahre-Bau wahrgenommenen »Germania«-Weltflug-
hafen Tempelhof, auf drei bedeutende Bundesministerien, die nach ihrem Umzug in die 
Hauptstadt in großen NS-Bauten untergebracht wurden, und auf die riesigen Anlagen 
des Kraft-durch-Freude-Bades Prora und der Ordensburg Vogelsang. Diese und viele 
andere Beispiele lassen erkennen, wie unterschiedlich mit jenen Sachdokumenten der 
NS-Geschichte umgegangen wurde, von kritischer Kenntlichmachung bis zur absichts-
vollen oder nachlässigen Neutralisierung. 

Zum anderen richtet die Ausstellung »Christenkreuz und Hakenkreuz« ihren Fokus 
auf Tendenzen der kirchlichen Anpassung und belegt und veranschaulicht diese anhand 
zahlreicher konkreter Gestaltungen. Die Geschichte des kirchlichen Widerstandes, seit 
Jahrzehnten breit thematisiert, erhielt damit eine Ergänzung, die viele Ausstellungs-
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besucher aus dem kirchlichen Bereich als beunruhigend empfanden. Gerade deshalb 
unterstützte Johannes Tuchel, Leiter der Gedenkstätte Deutscher Widerstand, die Wan-
derausstellung und zeigte sie in seinem Haus, ein Stockwerk unter der großen Dauer-
ausstellung. Dort oben im zweiten Stock des historischen Gebäudes der Attentatspla-
nungen der Offiziere des 20. Juli 1944 ist dem Widerstand evangelischer und katholischer 
Christen und den innerkirchlichen Auseinandersetzungen eine Sequenz von Räumen 
gewidmet. Vertieft man sich in diese Entwicklungen und beschäftigt sich mit dem 
mutigen Einsatz einzelner Geistlicher und Theologen, kann die große Bereitwilligkeit 
beider Konfessionen zu Folgebereitschaft und Anpassung an den NS-Staat leicht aus 
dem Blickfeld geraten. Widerstand blieb jedoch Sache einer kleinen Minderheit und 
wurde offiziell von den Kirchen nicht unterstützt.

Die Ausstellung »Christenkreuz und Hakenkreuz« besteht aus 50 Bild-Text-Tafeln 
auf Kunststofffahnen, die leicht transportiert und vor Ort gehängt werden können. Die 
gezeigten Beispiele sind aus einer Fülle von Kirchen aus der Zeit des Nationalsozialis-
mus ausgewählt, die die Kunsthistorikerin Beate Rossié durch Umfragen bei Kirchlichen 
Archiven und Bauämtern ermittelt und mit Hilfe zeitgenössischer Dokumente und 
Zeitschriften analysiert hat. Mehr als eintausend Kirchenneubauten, Umgestaltungen 
und neue Gemeindehäuser beider Konfessionen aus den Jahren 1933 bis 1944, darunter 
von bedeutenden Architekten wie Dominikus Böhm, Albert Boßlet und Otto Bartning, 
widerlegen die verbreitete Ansicht, Kirchenbau und Kirchenkunst seien in der NS-Zeit 
nahezu zum Erliegen gekommen. Bis 1937 stieg die Bautätigkeit an; danach sank sie 
wieder, auch aufgrund der seit 1936 mit der militärischen Aufrüstung verfügten Mate-
rialbeschränkung, und kam 1944 vollständig zum Erliegen. Für die Sakralkunst hatte 
dieser Aufschwung ebenfalls einen großen Produktivitätsschub bewirkt.

Die zehn typologisch unterschiedlichen Beispiele der Ausstellung beleuchten gestal-
terische Charakteristika in Architektur und Kunst und legen deren ideologische Wur-
zeln offen. Die Reformations-Gedächtniskirche in Nürnberg-Maxfeld (1938) steht für 
den damals im Kirchenbau vorherrschenden romanisierenden Stil, der sich an mit-
telalterliche Monumentalbauten anlehnte. Einem archaischen Kastell mit Ringmauer, 
Bastionen und steilen Türmen nachempfunden, hat sie den Charakter religiöser und 
zugleich politischer Memorialarchitektur. Die Lutherkirche in Hamburg-Wellingsbüttel 
(1935) wiederum trägt Merkmale der »Heimatschutz«-Architektur, ein rückgewandtes 
Gegenbild zu urbanen Lebensformen und sozialen Veränderungen. Geschmückt ist sie 
mit Runenzeichen, die die Verwurzelung der NS-Kirche im »Germanentum« und in 
der »arisch-nordischen Kultur« demonstrieren sollten; bis auf das nach 1945 entfernte 

– aber his heute noch erkennbare – Hakenkreuz sind alle noch erhalten. Zwei weitere 
Architektur-Beispiele zeigen den im Kirchenbau eher seltenen, weil auf den Staats- und 
Repräsentationsbau konzentrierten neoklassizistischen Stil – hier die Weihnachtskirche 
Berlin-Haselhorst (1935) – und den städtebaulich geprägten Ansatz eines Kirchenbaus 
im Kontext nationalsozialistischer Mustersiedlungen, hier St. Petrus Canisius in Augs-
burg-Hochfeld (1934), Teil der Erweiterung des Hochfeld-Arbeiterwohnviertels für die 
Rüstungsproduktion bei den Bayerischen Flugzeugwerken/Messerschmidt.

Sechs weitere Beispiele verdeutlichen die verschiedenen Aspekte nationalsozialis-
tisch geprägter Kirchenkunst. So wurden Motive christlicher Ikonographie ideologisch 
aufgeladen und neu interpretiert. Das Relief des Heiligen Michael (1938), des Drachen-
töters, an der Garnisonskirche im niedersächsischen Faßberg war auf den benachbar-
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ten gigantischen Militärflugplatz und seine angeschlossene Siedlung bezogen und 
diente der Glorifizierung des Militärs. Die Christusfigur des »Auferstehenden« (1936) in 
der umgestalteten St. Marienkirche in Strasburg/Uckermark verkörperte als politische 
Metapher die »Auferstehung« Deutschlands durch die Nationalsozialisten nach der als 
Schmach empfundenen Kriegsniederlage. Bei anderen Beispielen wurden Themen der 
NS-Propaganda in den kirchlichen Bereich übertragen. 

Die Skulpturengruppe »Deutsche Familie« (1937) in der Lutherkirche in Lübeck – 
ein Elternpaar mit vier Kindern, gerahmt von den Großeltern, in ihrer Physiognomie 
dem nationalsozialistischen Bild des »deutschen Menschen« entsprechend und wie 
Ordensritter mittelalterlich gekleidet und mit Schwert ausgestattet – wurde damals 
direkt unter dem Altarkreuz platziert. Das Kreuzigungsfresko in der Lutherkirche in 
Offenbach-Bieber wiederum ist ein extremes Beispiel für Antisemitismus im Kirchen-
raum. Einer der beiden gekreuzigten Schächer ist als Jude in der hetzerischen Weise der 
»Stürmer«-Karikaturen dargestellt. Im thüringischen Untermaßfeld diente der »Kämpfer« 
(1939) mit Uniform, Gewehr, Patronengurt und Stahlhelm als Weiheformel und Leitbild 
für den soldatischen Opfertod.

Nationalsozialistische Symbole und Figuren wurden sogar unmittelbar im sakralen 
Raum gezeigt. Der südliche Teil des Totentanz-Freskos (1935) in der Aussegnungshalle 
in Ingolstadt wurde ursprünglich von einem SA-, einem SS- und einem Reichsar-
beitsdienst-Mann angeführt. Nur diese mussten nach dem Krieg entfernt werden; der 
Kampfflieger, der Marine- und der Feldsoldat im nördlichen Teil des Freskos blieben 
erhalten.

Während die zehn typologisch ausgewählten Beispiele das breite Spektrum der 
NS-spezifischen Gestaltung an Einzelaspekten verdeutlichen, steht im zweiten Teil der 
Ausstellung die 1935 eingeweihte Martin-Luther-Gedächtniskirche in Berlin-Marien-
dorf im Mittelpunkt. In ihrem unverändert gebliebenen Innenraum sind noch fast 
alle charakteristischen Facetten der NS-Kunst erhalten und klar ablesbar. Besonders 
hervorzuheben sind Kanzel, Taufe und Triumphbogen, auf denen Darstellungen von 

Blick in die Ausstellung 
in der Gedenkstätte 
Deutscher Widerstand
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»Deutsche Familie«  
in der Lutherkirche in 

Lübeck

Triumphbogen in der 
Martin-Luther-

Gedächtniskirche 
 Berlin-Mariendorf, 
Keramikreliefs mit 

 SA-Mann und Front-
soldaten (obere Reihe); 

in der dritten Reihe  
von unten die Leer-

stellen von zwei nach   
1945 herausgekratzen 

Hakenkreuzen 
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Die Reformations-
Gedächtniskirche in 
Nürnberg-Maxfeld  
Alle Fotos:  
Mechthild Wilhelmi
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SA-Männern, Frontsoldaten und der ›deutschen Mutter‹ in zeitspezifischer Ikonogra-
phie zu sehen sind. So zeigt das Kanzel-Relief mit der Szene der Bergpredigt Christus 
inmitten der zeitgenössischen ›Volksgemeinschaft‹, darunter ein Frontsoldat, ein Hit-
lerjunge und ein SA-Mann. Den mächtigen Triumphbogen, der die Bögen romanischer 
Kirchen zitiert, bedecken 800 mit 36 verschiedenen Motiven versehene Keramikplatten. 
Auf ihnen sind christliche und nationalsozialistische Zeichen verknüpft. Hier stehen 
SA-Mann, Frontsoldat und Eisernes Kreuz gleichberechtigt neben Dornenkrone, Chri-
stusmonogramm oder einem musizierendem Engel. Nur die ursprünglich integrierten 
Hakenkreuze, NS-Hoheitszeichen und das Symbol der NS-Volkswohlfahrt wurden 
nach 1945 notdürftig entfernt. Nicht nur die künstlerische Ausgestaltung der Kirche 
ist im Original erhalten, sondern auch der als Ehrenhalle gestaltete Vorraum mit einem 
Leuchter in Form eines Eisernen Kreuzes und Reliefköpfen Hindenburgs und Luthers; 
anstelle des Luther-Kopfes befand sich ursprünglich ein Hitler-Portrait. Erhalten ist 
auch die musik- und zeithistorisch bedeutsame Orgel der Firma Walcker. Sie hatte 1935 
auf ihrem Transport von Ludwigsburg nach Berlin in Nürnberg Station gemacht, um 
dort auf besonderen Wunsch Hitlers während des Reichsparteitags 1935, auf dem auch 
die »Nürnberger Gesetze« beschlossen wurden, den Klang des »Nationalsozialistischen 
Reichs-Symphonieorchesters« machtvoll zu verstärken.

Die Beschäftigung mit dieser Kirche hatte für die drei Autorinnen auch den Anstoß 
zu dem Ausstellungsprojekt »Christenkreuz und Hakenkreuz« gegeben. Sie hatten im 
Jahr 2005 im Auftrag des Kirchlichen Bauamtes ein Gutachten erarbeitet, im welchem 
sie die besondere Bedeutung der Martin-Luther-Gedächtniskirche herausarbeiteten. 
Mit dem Berliner Landesdenkmalamt hat die Evangelische Gemeinde Mariendorf einen 
Antrag an den Beauftragten der Bundesregierung für Kultur und Medien gestellt, mit 
dem die Kirche als Baudenkmal von nationaler Bedeutung anerkannt und dadurch 
vor Umbau oder Abriss besser geschützt werden soll. Die 1995 unter Denkmalschutz 
gestellte Kirche ist seit 2004 geschlossen. Bauschäden an Turm und Fassade machen 
eine umfassende Instandsetzung erforderlich. Das Hauptproblem liegt jedoch nicht in 
den Kosten für die bauliche Wiederherstellung, die die Gemeinde nicht aufbringen kann, 
sondern in der demografischen Entwicklung und den rückläufigen Steuereinnahmen 
des Kirchenkreises Tempelhof. Er will in Zukunft nur noch eine seiner drei Großkirchen 
als so genannte Profilkirche für Veranstaltungen von besonderer Bedeutung weiter 
nutzen – und dies soll nicht die Martin-Luther-Gedächtniskirche sein. Das Gutachten 
der drei Autorinnen sollte daher zum einen ihr künstlerisches Programm analysieren, 
ihre Entstehungsgeschichte rekonstruieren und ihre Bedeutung vor dem Hintergrund 
vergleichbarer NS-Kirchen in Berlin und der Bundesrepublik beurteilen. Zum anderen 
ging es um die Entwicklung von Ansätzen für ein Nutzungskonzept.

Monica Geyler, Beate Rossié und Stefanie Endlich schlugen in ihrem Gutachten vor, 
in der Martin-Luther-Gedächtniskirche eine Dokumentationsstätte für die Sakralarchi-
tektur und die kirchliche Kunst der beiden Konfessionen einzurichten. Sie erarbeiteten 
Konzepte zur stufenweisen Annäherung an dieses Ziel, das nur mit dem Engagement 
der Kirche selbst, mittels breiter Öffentlichkeitsarbeit und mit der Unterstützung vieler 
Menschen, Initiativen und Institutionen erreicht werden kann. Eine Diskussion über 
dieses oder über andere nichtkommerzielle, dem Denkmalschutz Rechnung tragende 
Nutzungskonzepte hat jedoch bisher kaum begonnen. Ob ein im Sommer 2008 von 
der Gemeinde ausgeschriebenes Interessenbekundungsverfahren eine überzeugende 
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Lösung erbringen wird, ist noch offen, jedoch wenig wahrscheinlich. Der Blick auf 
viele andere vergleichbare Projekte zeigt, dass auch eingetragene Baudenkmäler vor 
Abriss nicht geschützt sind. 
Die Autorinnen veranstalten regelmäßig Führungen in der Kirche. Im November 2007 
brachten sie eine kleine Open-Air-Ausstellung am Bauzaun an und veranstalteten die 
Fachtagung »Was wird aus der Martin-Luther-Gedächtniskirche« (Bericht unter http://
hsozkult.geschichte.hu-berlin.de/tagungsberichte/id=1883). Vor allem aber konzipierten 
sie für das nur langfristig realisierbare Vorhaben einer solchen Dokumentationsstätte 
die Ausstellung »Christenkreuz und Hakenkreuz« als einen ersten Baustein, mit dem 
auch Unterstützer und Kooperationspartner gewonnen werden können. Der Wunsch, 
mit dieser besonderen Form der Öffentlichkeitsarbeit zum Erhalt und zu einer angemes-
senen Nutzung der Berliner Martin-Luther-Gedächtniskirche beizutragen, traf sich mit 
der Absicht, eine überfällige Debatte über den kritischen Umgang mit NS-Architektur 
und -Kunst auch für den kirchlichen Bereich anzuregen.

Die bereits erwähnte Besucherresonanz, zahlreiche Berichte in Printmedien, Rund-
funk, Fernsehen und Internet sowie mehrere Anfragen von Kirchen zur Übernahme der 
Ausstellung zeigen, dass dieses Thema auf großes, nicht nur fachöffentliches Interesse 
stößt. Zwischen Berlin und München war die Ausstellung im Oktober/November kurz 
in Nürnberg zu sehen. Die Reformations-Gedächtnis-Kirche, eines der zehn in der 
Ausstellung vorgestellten Beispiele, Stein gewordene nationalsozialistische Mittelalter-
Sehnsucht und zugleich »sinnfälliger Ausdruck des neuen Reiches und der neuen Zeit«, 
wollte sie zum 70. Jahrestag ihrer Einweihung zeigen, um ihre eigene Entstehungsge-
schichte im schwierigen Spannungsfeld zwischen NS-hörigen »Deutschen Christen« 
und Selbstbehauptungsversuchen der Gemeinde zur Diskussion zu stellen. Die Deutsche 
Gesellschaft für christliche Kunst München, eine katholischer Verein, dessen Galerie 
ökumenischen Grundsätzen verpflichtet ist, hat die Ausstellung ebenfalls gefördert. Sie 
zeigt sie ab 23. Januar im Rahmen ihres für 2009 gesetzten Schwerpunkt-Themas »Erin-
nerungskultur«. Weitere Unterstützung kam vom Verein Aktives Museum Faschismus 
und Widerstand in Berlin und vom Verein Gegen Vergessen – Für Demokratie.

Das Katalogbuch erschien im Oktober 2008 im Berliner Metropol Verlag: »Christen-
kreuz und Hakenkreuz. Kirchenbau und sakrale Kunst im Nationalsozialismus«, heraus-
gegeben von Stefanie Endlich, Monica Geyler-von Bernus und Beate Rossié. Es ent-
hält die vollständige Dokumentation der Ausstellung sowie vertiefende Beiträge von 
Johannes Tuchel (Nationalsozialismus und christliche Kirchen), Holger Brülls (Architek-
tur), Stefanie Endlich (Formen des Umgangs mit nationalsozialistischen Bauten und 
Kunstwerken) sowie, speziell im Blick auf die Rezeptionsgeschichte, von Manfred Gailus 
(protestantische Kirche) und Lucia Scherzberg (katholische Kirche). Der Beitrag von 
Beate Rossié über Kirchenkunst im Nationalsozialismus gibt erstmals aus kunsthisto-
rischer Sicht einen systematischen Überblick über dieses weithin unerforschte Thema.

Prof. Dr. Stefanie Endlich ist freiberufliche Kunstpublizistin und Honorarprofessorin 
für Kunst im öffentlichen Raum an der Universität der Künste Berlin. Gemeinsam mit 
Monica Geyler-von Bernus und Beate Rossié hat sie 2003-2006 die »Historische Kom-
mentierung Olympiagelände Berlin« erarbeitet, eine ständige Open-Air-Ausstellung zur 
Geschichte der Stadionanlage (siehe GedenkstättenRundbrief Nr. 132, 8/2006).
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»Unsere Mutter ist gestorben worden …«1

I N  D E R  G E D E N K S T Ä T T E  » A L T E  P A T H O L O G I E «  
E R I N N E R N  A N G E H Ö R I G E  A N  D I E  O P F E R  D E R  N S - » E U T H A N A S I E « 
I N  W E H N E N

Hedwig Thelen

In Gedenken an die Opfer der NS-Psychiatrie wurde im April 2004 auf dem Gelände 
des Niedersächischen Landeskrankenhauses Wehnen2 die Gedenkstätte »Alte Patho-
logie« eingeweiht. Die Initiative dazu ging von einer Gruppe Angehöriger aus, deren 
Familienmitglieder in Wehnen zu Tode gekommen waren. Dass es Angehörige sind, 
die sich für ein würdiges Gedenken an die Opfer der NS-Psychiatrie einsetzen, stellt 
eine Besonderheit der Gedenkstätte in Wehnen dar. Es beeinflusst die Arbeitsweise, vor 
allem aber auch die Atmosphäre dieser »Gedenkstätte im Dialog«.3

Doch bevor ich der Frage nachgehen will, in welcher Form der Blick und die 
Betroffenheit der Angehörigen die Arbeit der Gedenkstätte prägen, möchte ich kurz die 
historischen Hintergründe der Anstalt und den Umgang mit den dortigen  NS-Verbrechen 
nach 1945 skizzieren, um den Kontext, in dem diese Gedenkstätte entstand, zu ver-
deutlichen.

 
Historischer Hintergrund
Die Heil- und Pflegeanstalt Wehnen – unweit der Stadt Oldenburg (Niedersachsen) 
gelegen – wurde, wie die meisten Anstalten Norddeutschlands, nicht mehr in die »Aktion 
T4« einbezogen. Abgesehen von der Deportation jüdischer PatientInnen und von Über-
stellungen ins KZ Neuengamme waren von Wehnen aus keine »Verlegungen« erfolgt. 
Dass dies die damaligen PatientInnen vor den »Euthanasie«-Verbrechen bewahrt hätte, 
ist eine Annahme, der man nach 1945 von Seiten der Bevölkerung und oldenburgischen 
Stadtregierung gerne Glauben schenkte. Tatsächlich waren jedoch mindestens 1 500 
PatientInnen in Wehnen selber an Unterernährung und Entkräftung gestorben. Einen 
Großteil der Opfer dieser »Euthanasie«-Maßnahme hatte man in Massengräbern auf 
dem Friedhof der nahe gelegenen Kirchengemeinde Ofen verscharrt.

Bereits ab 1933 trafen immer wieder Sammeltransporte mit PatientInnen aus anderen 
Heil- und Pflegeanstalten ein, z.B. aus Bremen und Osnabrück. Die Zahl der Patien-
tInnen stieg stetig, sodass die Anstalt bald völlig überfüllt war. Gleichzeitig war der 
Fürsorgeverband darauf bedacht, die anfallenden Kosten möglichst gering zu halten. 
Dies führte zu massiven Sparmaßnahmen, insbesondere bei der Essensversorgung. 

Welche Auswirkungen diese Sparmaßnahmen auf die AnstaltspatientInnen hatten, 
lässt sich am Beispiel eines aus Bremen eintreffenden Transportes zeigen.

Im Mai 1940 wurden 76 PatientInnen der »Nervenklinik Bremen« nach Wehnen ver-
legt. 68 von ihnen starben dort bis August 1944. Nur drei der PatientInnen überlebten das 
Kriegsende in Wehnen. Die Todesursache lautete zumeist »Herz- und Kreislaufschwäche 
infolge körperlichen Verfalls«. Dabei war ein Großteil dieser PatientInnen noch ver-
gleichsweise jung und bei der Verlegung in körperlich gesundem Zustand gewesen.

Für das Verhungernlassen der PatientInnen in der Heil- und Pflegeanstalt Wehnen 
waren neben der Anstaltsverwaltung das medizinische Personal, insbesondere Dr. Carl 
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Petri als ärztlicher Direktor verantwort-
lich. Vom ihm und seinen Mitarbeitern 
wurden die Hungertode nicht bloß billi-
gend in Kauf genommen, sondern gezielt 
als systematische Tötungsform eingesetzt. 
Zu Opfern wurden vor allem Langzeit-
patientInnen, insbesondere dann, wenn 
sie nicht mehr »arbeitsfähig« waren.

Umgang mit der NS-Vergangenheit
Nach 1945 konnte die Beteiligung der 
Wehner Anstalt an den »Euthanasie«-Maß-
nahmen erfolgreich verleugnet werden. 
Stets hieß es, dass es im Land Oldenburg 
keine »Euthanasie« gegeben habe. Die 
Tatsache, dass von Wehnen aus keine 
PatientInnen verlegt worden waren, diente dazu als Beleg. Eine öffentliche Auseinan-
dersetzung mit der nationalsozialistischen Vergangenheit der Heil- und Pflegeanstalt 
setzte erst Mitte der 1990er Jahre ein, als der Oldenburger Historiker Ingo Harms seine 
Dissertation zum Thema »Hungertod und ›Euthanasie‹ in der Heil- und Pflegeanstalt 
Wehnen« veröffentlichte.4

Auf besonderes Interesse traf diese Veröffentlichung bei Angehörigen ehemaliger 
AnstaltspatientInnen. Viele von ihnen hatten seit 50 Jahren den vagen Verdacht oder 
die insgeheime Überzeugung gehegt, dass die Mutter oder der Vater, der Onkel oder 
die Schwester in der Anstalt Wehnen »gestorben worden sei«. Doch in den allermeisten 
Familien hatte über den plötzlichen Tod des in der Heil- und Pflegeanstalt eingewie-
senen Familienmitglieds tiefstes Schweigen geherrscht. 

Oben: ehemaliger  
Anstaltsfriedhof  
(eingeebnet 1995)
Unten/Links: Mahnmal 
für die Opfer der 
NS-»Eutha nasie« auf 
dem Gelände der  
Karl-Jaspers-Klinik, 
Künstlerin: Traudl 
Knoess, 2001
Unten/Rechts: 
»Gedenkmal« der ev. 
Kirchen gemeinde, 1996
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»Dann hieß es: ›Eure Mutter war krank, die ist in Wehnen gestorben.‹ Aber meine 
Schwester und ich, wir hatten immer schon gleich von vornherein den Sprachgebrauch: 
›Unsere Mutter ist gestorben worden.‹ Das war aber unsere eigene Phantasie. Denn 
egal wen immer wir mal fragen konnten, da war nie was zu erfahren. Wir kriegten 
nirgendwo eine Antwort.« (Gespräch mit Frau M., 25. 2. 2005)

Die Gründe für das in den Familien herrschende Schweigen waren vielfältig. Scham- 
und Schuldgefühle spielten dabei eine zentrale Rolle. Einen »Geisteskranken« in der 
Familie zu haben, wurde von vielen als Schande, als Makel, der auf der Familie lastet, 
erlebt. Die mit Behinderung und psychischer Krankheit verbundene Stigmatisierung 
führte dazu, dass bis in die heutige Zeit über die in der Anstalt verstorbenen Familien-
mitglieder nicht geredet wurde. Dies bedeutete jedoch für die Kinder und Enkel der 
Ermordeten, dass ihnen ein Teil ihrer Herkunft verschlossen blieb.

Die plötzliche Konfrontation mit der Erkenntnis, dass eines der Familienmitglieder 
eines vorsätzlichen und qualvollen Todes gestorben war, löste bei vielen der Angehö-
rigen eine Welle von Trauer und Wut aus. Einige von ihnen wurden daraufhin aktiv 
und schlossen sich 1998 zum »Gedenkkreis für die Angehörigen von Opfern der NS-
Euthanasie in der Heil- und Pflegeanstalt Wehnen« zusammen. Ihr Anliegen ist es, die 
Geschichte der Anstalt Wehnen aufzuarbeiten, ein öffentliches Bewusstsein für die Ver-
brechen des NS-Psychiatrie zu schaffen und das Gedenken an die Opfer wachzuhalten. 

Zu diesem Zeitpunkt existierte bereits – seit zwei Jahren – ein »Gedenkmal« für die 
verstorbenen AnstaltspatientInnen, das von der zuständiger Kirchengemeinde auf dem 
ehemaligen Anstaltsfriedhof errichtet worden war, nachdem diese jenen Friedhofsteil 
hatte einebnen lassen. Für die Forschung waren damit wichtige Spuren zerstört worden. 
Den Angehörigen aber hatte man den Ort der Trauer genommen.

»Ich weiß heute noch, obwohl alles eingeebnet ist, wo das Grab meines Vaters ist. Ich 
weiß die Stelle noch! Wenn ich dahinten hin zu einer Birke gucke, da in dem Umkreis, 
da ist mein Vater begraben.« (Gespräch mit Herrn C., 28. 2. 2005)

Das »Gedenkmal« auf dem Ofener Friedhof, eine große bronzene Tafel, die mit einem 
Relief und einem Auszug aus der Bibel (Hiob 12 und Psalm 22) versehen ist, lässt auf 
den ersten Blick nicht erahnen, dass es sich dabei um eine Gedenktafel für die Opfer 
der NS-Psychiatrie handelt. Lediglich eine kleine, in den Boden eingelassene Platte 
stellt diesen Bezug her.5 

Daher entschlossen sich die Angehöri gen des Gedenkkreises, ein weiteres Mahnmal 
zu errichten. Im September 2001 konnte dies realisiert werden. Mitten auf dem Gelände 
der heutigen Karl-Jaspers-Klinik erinnert seither eine aus zwei Bronzeblöcken geformte 
Plastik an die »Opfer der menschenverachtenden NS-Euthanasie in der ehemaligen Heil- 
und Pflegeanstalt Wehnen« – so die Inschrift, die durch den Satz »Die Schwachen und 
Kranken zu schützen ist die Würde der Gesunden« ergänzt wird. 

Die Entstehung der Gedenkstätte »Alte Pathologie«
Neben der Errichtung des Mahnmals setzten sich die Angehörigen auch dafür ein, auf 
dem Gelände des Krankenhauses einen Ort der Information zu schaffen. Die Landes-
regierung erklärte sich überraschenderweise bereit, dem Gedenkkreis die ehemalige 
Leichenhalle des Landeskrankenhauses – die seit Jahren nur noch als Geräteschuppen 
genutzt wurde – zu diesem Zwecke zu überlassen. 2003 begannen die Sanierungsar-
beiten des Gebäudes mit Hilfe von öffentlichen Spenden.
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Das kleine, kreuzförmig angelegte Back-
steingebäude hatte bis in die 1980er Jahre 
dem Krankenhaus als Leichenhalle gedient. 
1935 war dort zusätzlich noch ein Sezier-
raum eingerichtet worden. PatientInnen, 
die in der Anstalt starben, wurden zunächst 
in dieses Gebäude gebracht, bevor sie den 
Familien übergeben oder auf dem Anstalts-
friedhof begraben wurden. Wer und wie 
viele der PatientInnen vorher noch seziert 
wurden, ist aufgrund fehlender Quellen 
nicht mehr mit Sicherheit festzustellen, 
doch besteht kaum ein Zweifel, dass ein Teil 
der Obduktionen während des Nationalso-
zialismus der erbbiologischen Forschung 
diente. Diese doppelte Funktionsweise des 
Ge bäudes verleiht ihm aus der heutigen Perspektive zweierlei Bedeutungsebenen: Es ist 
ein Ort des Gedenkens an die Toten wie auch ein Ort der Erinnerung an die Täter.

Bei der Renovierung entschloss man sich dazu, den Sezierraum weitestgehend so zu 
belassen, wie er 2002 vorgefunden wurde. Am Boden sind noch die Reste des abgebrochenen 
Seziertisches zu erkennen, ein Waschbecken und ein kleiner weißer Wandschrank sind die 
einzigen Einrichtungsgegenstände. Ansonsten ist der Raum leer: Diese Leere repräsen-
tiert die Namenlosigkeit der Opfer ebenso wie die unfassbaren Schrecken der NS-Medizin.

Die beiden anderen Räume wurden dagegen umgestaltet. Im grau-weiß gehaltenen 
Eingangsraum befindet sich heute eine Ausstellung, die die Geschehnisse in Wehnen 
während des Nationalsozialismus dokumentiert. In einem weiteren Raum wurde ein 
Büro eingerichtet, das für Gespräche mit Angehörigen und BesucherInnen genutzt 

Oben: Die Gedenkstätte 
»Alte Pathologie«, 2008
Unten/Links: Blick  
in den ehemaligen 
Sezierraum
Unten/Rechts:  
Ausstellungsraum
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werden kann. Dies spiegelt den Grundge-
danke der Gedenkstätte wieder: Raum für 
Dokumentation, Aufklärung und Recher-
che zu schaffen und so für die Öffentlich-
keit wie für die Betroffenen zu einem Ort 
des Dialogs zu werden.

Ausstellungsgestaltung und Projekte
Der dialogische Charakter der Gedenkstätte 
findet sich auch in der Ausstellungsge stal-
tung wieder. Die Dokumentation prä sentiert 
den BesucherInnen keine geschlossene 
Er zählung, sondern hebt schlaglichtartig 
einzelne zentrale Aspekte der NS-Psychia-
trie, insbesondere der Geschehnisse in Weh -
nen und deren Einbindung in die natio-

nalsozialistische »Erbgesundheitspolitik«, hervor. Da die Dokumentation fortlaufend 
ergänzt und überarbeitet wird bzw. werden kann, ergeben sich vielfältige Möglichkeiten, 
in Dialog mit BesucherInnen ebenso wie mit Angehörigen und Zeitzeugen zu treten.6 

Ein prägnantes Beispiel dafür ist das »Patientengeschichten«-Projekt, das 2006 von 
der Kulturwissenschaftlerin Susanne Schlechter konzipiert und realisiert wurde. 

Ziel dieses Projektes war es, die Ausstellung durch biographische Materialien zu 
ergänzen. In kleinen roten Büchern wurden die Lebensgeschichten ehemaliger Patien      -
t  Innen niedergeschrieben. Ein Großteil dieser Bücher ist den Opfern der NS-»Euthanasie« 
in der Heil- und Pflegeanstalt Wehnen gewidmet. Diese Opfergeschichten wurden in enger 
Zusammenarbeit mit den jeweiligen Angehörigen verfasst. Teils wurden die Geschichten 
von ihnen erzählt, teils selber aufgeschrieben. Daraus entwickelte sich ein häufig über 
Wochen andauernder Arbeitsprozess. Das Erzählen und Schreiben setzte eine erneute Aus-
einandersetzung mit der Familiengeschichte in Gang. Gespräche mit Verwandten wurden 
geführt, Photos gefunden und die neuen Erkenntnisse in die Erzählung mit eingearbeitet. 

Um diesen Prozess zu verdeutlichen, wurden die Patientengeschichten durch ein 
Kurzportrait der Erzählenden ergänzt. Daraus wird das persönliche Anliegen der 
Angehörigen ebenso wie die individuelle Haltung zur Erinnerungsarbeit ersichtlich.
In der Ausstellung haben diese Geschichten – räumlich wie inhaltlich – einen zentralen 
Platz erhalten. Mitten in dem kleinen Raum auf einer grauen Krankenhausliege platziert, 
sind sie für den eintretenden Besucher nicht zu übersehen. Ein daneben stehender Stuhl 
lädt dazu ein, sich in Ruhe den Geschichten zu widmen. Durch diese Gestaltung wird 
das Erinnern und Gedenken an die Opfer ins Zentrum der Ausstellung gerückt.

Trauern und Gedenken
Im August 2008 konnte in Wehnen ein weiteres Element des Gedenkens verwirklicht 
werden: die »Erinnerungsstätte« auf dem eingeebneten Gelände des ehemaligen Anstalts-
friedhofes. Als symbolische Grabstätte für die ermordeten PatientInnen wurde auf einem 
kleinen, abgegrenzten Friedhofsareal ein Thymianrasen angelegt, auf dem – zukünftig 

– ein Kissen aus weißem Marmor sowie 1 500 kleinerer Steine, die die Namen der Opfer 
tragen sollen, liegen werden. Die geplante Inschrift des Kissens lautet: »Du sollst nicht 
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töten. Zur Erinnerung an mindestens 1 500 Patienten der Heil- und Pflege anstalt Wehnen, 
die 1935–1945 von Ärzten, Pflegepersonal und Medizinalbeamten durch verordneten 
Hunger ermordet wurden«. 

Während die Idee der Erinnerungsstätte bei der zuständigen Kirchengemeinde grund-
sätzlich auf Zustimmung stieß, entfachte die Inschrift einen bis heute andauernden 
Konflikt. Kritisiert wurde von Seiten der Kirche und des Ortsbürgervereins eine Pau-
schalverurteilung aller in der ehemaligen Anstalt Tätigen. Man warf dem Gedenkkreis 
»unerträgliche Arroganz« vor, da er ganze Berufsgruppen als Mörder verurteile. So kam 
es, dass im August diesen Jahres die Erinnerungsstätte feierlich eingeweiht wurde – mit 
einem Marmorkissen, das bis heute keine Inschrift trägt.

Hieran zeigt sich, wie schwierig das Erinnern an die Opfer der NS-Psychiatrie bis 
heute ist. Das Anliegen der Angehörigen, mit deutlichen Worten zu benennen, was war, 
stößt in der Bevölkerung auf massive Abwehr. In vielen Familien gab es Menschen, die in 
der ehemaligen Heil- und Pflegeanstalt gearbeitet haben. Für diese Familien bedeuten die 
Aktivitäten des Gedenkkreises eine Konfrontation mit der eigenen Familiengeschichte. 

Der Gedenkkreis hat daher nicht nur eine Bedeutung für die Angehörigen, er trägt 
in der Region auch zu einer Auseinandersetzung mit der NS-Vergangenheit, mit den 
Taten und Tätern vor Ort bei. Gerade, dass es in Wehnen nicht »ausgemachte Nazis« 
sondern »ganz normale« Männer und Frauen aus der ansässigen Bevölkerung waren, 
die als Pfleger, Schwestern, Ärzte oder Verwaltungspersonal das Hungersterben teils 
billigend in Kauf, teils willentlich vorangetrieben haben, wirft ein bezeichnendes Licht 
auf die Haltung der Bevölkerung während des Nationalsozialismus.

Aufgabe der Gedenkstätte »Alte Pathologie« wird es daher auch in Zukunft sein, hier 
Aufklärung zu leisten und einen Ort der Auseinandersetzung (an) zu bieten.

Hedwig Thelen promoviert seit 2007 im Rahmen des Forschungsprojekts »Regionale 
nationalsozialistische Gesundheits- und Sozialpolitik« des Instituts für Sonderpädagogik 
an der Universität Oldenburg und ist seit 2008 im Vorstand des Gedenkkreises tätig.

1 Aus einem Gespräch mit Frau M. (25. 5. 2005)
2 2008 wurde das Landeskrankenhaus Wehnen in Karl-Jaspers-Klinik umbenannt.
3  Vgl. Dörner, Klaus: »Ich klage an«. Rede zur Enthüllung des Mahnmals im psychiatrischen Landes-

kranken haus Wehnen/Oldenburg, veröffentlicht in: Soziale Psychiatrie 2/2002, S.34f
4  Harms, Ingo: »Wat mööt wi hier smachten…« Hungertod und »Euthanasie« in der Heil- und Pflege-

anstalt Wehnen im »Dritten Reich«, 2. überarbeitete Auflage, Oldenburg 1998
5  Die Inschrift und Gesamtgestaltung des Gedenkmals stehen ganz in der Tradition der Mahnmale zur 

NS-Psychiatriegeschichte. Viele dieser seit den 1960er Jahren errichteten Mahnmale zeichnen sich 
durch allgemein gehaltene Formulierungen und moralische Appelle aus, ohne jedoch einen direkten 
Bezug zu den Opfern und den Geschehnissen herzustellen. Vgl. Eichmann, Bernd: Es fehlt an Bildern 
wie an Sprache. Gedenkstätten zur NS-Psychiatrie, in: Kersting/Teppe/Walter (Hg.): Nach Hadamar. 
Zum Verhältnis von Psychiatrie und Gesellschaft im 20. Jahrhundert, Paderborn 1993, S. 309–317

6  Die fortlaufende Überarbeitung der Ausstellung und die Ausarbeitung von pädagogischen Materi-
alien wird durch das an der Universität Oldenburg angesiedelte Forschungsprojekt »Nationalsozialis-
tische ›Euthanasie‹ im Land Oldenburg – historische Analyse und geschichtsdidaktische 
Aufarbeitung« begleitet. 

7  Vgl. Schlechter, Susanne: »Hiermit schicke ich Ihnen die Fotos meiner ermordeten Mutter…« –  
Patientengeschichten – Ein Projekt mit Angehörigen von Opfern der NS-Euthanasie in der Gedenk-
stätte »Alte Pathologie« Wehnen bei Oldenburg, in: Reiter (Hg.): Opfer der NS-Psychiatrie. Gedenken 
in Niedersachsen und Bremen, Hannover 2007 
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Gedenkstätten  
in Baden-Württemberg:  
Starke Orte der Vergangenheit,  
die jetzt Zukunft brauchen
Landesarbeitsgemeinschaft der  
Gedenkstätten und Gedenkstätteninitiativen  
in Baden-Württemberg

Bade-Württemberg verfügt heute, im Jahr 2008, über eine vielfältige Gedenkstätten-
landschaft. Vom Ort des individuellen Aufbegehrens gegen den Nationalsozialismus bis 
zum organisierten Widerstand, vom Überblick über die Vielfalt jüdischer Lebensformen 
und deren langsame Auslöschung bis zu Neuansätzen nach der NS-Zeit, von Lagern für 
KZ-Häftlinge und Zwangsarbeiter bis zur Ermordung »unwerten Lebens« als Auftakt zur 
industriellen Tötung von Millionen – alle diese Orte finden sich in Baden-  Würt temberg.

Sie bieten Erinnerung und pädagogische Angebote. In ihrer Breite und bürgerschaft-
lichen Verfasstheit sind die baden-württembergischen Gedenkstätten in der Bundesre-
publik Deutschland einzigartig. Die Verfolgung von Menschen aus ganz Europa spiegelt 
sich vor Ort wider und führt zu Kontakten mit den Herkunftsländern der Verfolgten, 
deren Familien und Institutionen. Die Gedenkorte knüpfen auch kulturpolitisch Verbin-
dungen mit anderen Nationen und strahlen international aus. Gedenkstätten werden 
im Ausland sehr positiv wahrgenommen.

A Herausbildung der »Gedenk-Landschaft« in Baden-Württemberg
Nach ersten Initiativen in den sechziger Jahren und deren lokaler Zunahme in den 
80ern entstand das Bedürfnis, sich landesweit zu vernetzen und für übergreifende 
Ziele gemeinsam einzutreten. 1995 gründete sich die Landesarbeitsgemeinschaft der 
Gedenkstätten und Gedenkstätteninitiativen (LAGG); der Landtag beschloss, die Arbeit 
finanziell zu fördern. Die LAGG arbeitet eng mit der Landeszentrale für politische 
Bildung Baden-Württemberg (LpB) zusammen. Von 17 wuchs die LAGG auf über 50 
Mitglieder. Sie ist durch 4 Auflagen des »Gedenkstättenführers« sowie die Publikation der 
LpB »Orte des Gedenkens in Baden-Württemberg« einer breiten Öffentlichkeit bekannt. 
10 Jahre nach ihrer Gründung zog die LAGG in einem großen, von der Landesstiftung 
unterstützten Kongress folgendes Fazit:

Die Gedenkstätten in Baden-Württemberg 
 ❚ sind farbig, differenziert, qualitätvoll und pädagogisch wirksam 
 ❚ erreichen über 150 000 Menschen pro Jahr, darunter sehr viele Jugendliche
 ❚ arbeiten basisnah, bürgerschaftlich und fast ausschließlich ehrenamtlich
 ❚  bieten ein flächendeckendes Angebot in einem Land, das keine »große« Gedenkstätte 

aufweist.

B Die besondere Qualität der Gedenkstätten als Lernorte
Authentizität ❚  Die Gedenkstätten ermöglichen Lernen an authentischen Orten. Sie 
machen den Alltag des Terrors nachvollziehbar. Lernen macht sich an vertrauten Orten 
und nahe gerückten Personen und deren Schicksalen fest. 
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Außerschulisches Lernen ❚  Gedenkstätten wenden sich an alle Altersgruppen. Sie sind 
außerschulische Lernorte, die schulisches Lernen vertiefen und ergänzen.
Grund-Werte ❚  Die Gedenkstätten sind historische Orte der Wertezerstörung. In ihnen 
findet exemplarisch die Auseinandersetzung über grundlegende Werte und Maßstäbe 
zivilisatorischen Zusammenlebens statt.
Alternative Handlungsmöglichkeiten ❚  Die Gedenkstätten sind oft Orte des Widerstandes 
gegen den Terror. Sie belegen Zivilcourage und stellen Spielräume menschlichen Ver-
haltens dar. Dies gilt auch für Gegenwart und Zukunft – besonders im Hinblick auf 
rechtsradikale Tendenzen.
Methodenlernen ❚  Die Gedenkstätten gehen sorgfältig mit sensiblem Quellenmaterial 
um. Gleichzeitig machen sie diesen Umgang für die Besucher/innen durchschaubar. 
Damit sind Gedenkstätten – auch modellhafte – Orte methodischen und medialen 
Lernens.
Glaubwürdigkeit ❚  Gedenkstätten sind Orte einer »abgerungenen Geschichte«. Sie 
behandeln auch die Geschichte des Erinnerns in der Nachkriegszeit und sind selbst-
reflexiv. Die Glaubwürdigkeit des Ortes und die der handelnden Personen sind eng 
verknüpft. Diese wird von den Besuchern erwartet, wahrgenommen und geschätzt. 

C Erhaltung der Qualität und Zukunftssicherung
Das dichte Netzwerk der baden-württembergischen Gedenkstätten und der größte Teil 
der Erinnerungsarbeit werden derzeit ehrenamtlich gewährleistet. 

Aber: an vielen Gedenkstätten wird in den nächsten Jahren die erste Generation 
der dort Tätigen altersbedingt ausscheiden. Gleichzeitig steigen die Anforderungen: 
Die Bildungspläne sehen Gedenkstättenbesuche und verstärkt selbständiges Arbeiten 
von Schülern an solchen Orten vor. Immer mehr junge Leute müssen begleitet und 
betreut werden. Rechte Tendenzen bilden eine große Herausforderung. Auch in der 
außerschulischen Jugendarbeit werden die Gedenkstätten immer mehr gefragt. Die 
Beanspruchbarkeit der Ehrenamtlichen stößt an ihre Grenze.

Jede Gedenkstätte braucht einen professionellen Kern; nur so können Kontinuität, 
Qualität und breite Verfügbarkeit des Angebots gesichert werden. Zu den Aufgaben 
gehört, einen Kreis von Ehrenamtlichen zur Selbstorganisation zu stärken. Darauf 
beruht ein Teil der hohen Glaubwürdigkeit. 

Dabei sind viele Modelle denkbar:
 ❚ Deputatsstunden für Lehrer
 ❚  Zusammenarbeit mehrerer Einrichtungen oder Körperschaften: Kommunen, Kreise, 

Land, Hochschulen, Museen, Jugendeinrichtungen….
 ❚  Verstärkte Netzwerkbildungen, Abbau von Kirchturm-Denken

Der Kreativität sind keine Grenzen gesetzt. Man muss jetzt anfangen. Und es geht nicht 
ohne Geld. Dies müssen alle Verantwortlichen jetzt erkennen.

Bei der LpB scheiden im Jahr 2011 die jetzigen AkteurInnen der Abteilung »Geschichte 
und Verantwortung« aus. Die Stellen müssen über diesen Zeitpunkt hinaus erhalten 
bleiben, um die Gedenkstätten bei ihrem Weg in die Zukunft qualifiziert zu begleiten. 
Neue gesellschaftliche Herausforderungen erfordern die Stärkung des Angebots in 
Umfang und Tiefe.

Weitere Informationen: www.gedenkstaetten-bw.de
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